
Nach dem Zweiten Weltkrieg ging die höchs -
te Regierungsgewalt in Deutschland gemäß
dem Potsdamer Abkommen auf die Oberbe-
fehlshaber der alliierten Truppen in Deutsch-
land über. Sie sollten diese Regierungsgewalt
jeder für sich in ihrer Besatzungszone sowie
gemeinsam in ihrer Eigenschaft als Mitglie-

der des Kontrollrates in den Deutschland als Ganzes betreffenden
Fragen ausüben. Zwar sollte die Behandlung der Bevölkerung in
ganz Deutschland, soweit praktisch möglich, gleich sein und
Deutschland weiter als wirtschaftliche Einheit betrachtet werden,
aber die Einteilung in Besatzungszonen und die von den Alliierten
angestrebte Dezentralisierung führten dazu, dass in der Praxis viele
politische, rechtliche, wirtschaftliche und soziale Fragen und Pro-
bleme unterschiedlich geregelt wurden. Durch die Wiederbelebung
oder Neubildung von Ländern innerhalb der Besatzungszonen
wur  de diese unterschiedliche Entwicklung zum Teil noch ver-
stärkt.

Der vorliegende Aufsatz behandelt den Wiederaufbau der Ar-
beitsgerichtsbarkeit in Schleswig-Holstein nach dem Zweiten
Weltkrieg. Die Geschichte der Arbeitsgerichtsbarkeit nach 1945
bis zur Mitte der fünfziger Jahre verdient insoweit Beachtung, als
hier nach 1945 nicht einfach alte Strukturen und Regelungen aus
der Zeit der Weimarer Republik wiederhergestellt wurden, sondern
in einem veränderten gesellschaftlichen Kräfteverhältnis Streitfra-
gen aus der Zeit vor der Verabschiedung des Arbeitsgerichtsgeset-
zes von 1926 zugunsten gewerkschaftlicher Forderungen anders
entschieden wurden. Diese neuen Regelungen wurden durch das
Arbeitsgerichtsgesetz von 1953 zunächst weitgehend bestätigt,
dann aber in der Folgezeit teilweise zurückgenommen, auch wenn
der besondere Status der Arbeitsgerichtsbarkeit als eigenständiger
Fachgerichtsbarkeit erhalten blieb. Da die Arbeitsgerichtsbarkeit
nach 1946 institutionell und personell von der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit getrennt wurde, ging mit dem Neuaufbau der Institu-
tion auch ein personeller Neuanfang einher. Es ist daher zu fragen,
inwieweit sich die Richterschaft der Arbeitsgerichte von der der or-
dentlichen Gerichte unterschied; hierzu gehört in der besonderen
Nachkriegssituation auch die Frage der Belastung durch den Na-
tionalsozialismus. 

Obwohl die Arbeitsgerichtsbarkeit auf dem in allen vier Besat-
zungszonen gültigen Kontrollratsgesetz (KRG) Nr. 21 (Deutsches
Arbeitsgerichtsgesetz) vom 30. März 1946 beruhte, unterschied
sich die Ausführung des Gesetzes zwischen den Besatzungszonen
und auch innerhalb der Besatzungszonen zwischen den einzelnen
Ländern zum Teil erheblich, deshalb soll hier die Entwicklung in
Schleswig-Holstein nachgezeichnet werden. Der Aufsatz leistet so
einerseits einen Beitrag zur Geschichte der Arbeitsgerichtsbarkeit
in Deutschland nach dem Krieg, andererseits behandelt er die spe-
zifisch schleswig-holsteinische Entwicklung. 
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Nach einer kurzen Darstellung der rechtlichen Grundlagen im
KRG Nr. 21 wird im zweiten Teil der institutionelle Wiederaufbau
der Arbeitsgerichtsbarkeit in Schleswig-Holstein dargestellt. Der
dritte Teil beschäftigt sich mit dem biographischen Hintergrund
der in den Jahren 1946 bis 1958 eingestellten Vorsitzenden der Ar-
beitsgerichte, da in diesem Zeitraum einige interessante Abwei-
chungen zur heutigen Situation bezüglich Schulbildung, Ausbil-
dung und Berufslaufbahn zu erkennen sind und bis 1958 zum Teil
noch Richter eingestellt wurden, deren Ausbildung und erste An-
stellung vor 1945 erfolgt waren. Zum Schluss wird gesondert auf
die Beziehung der Vorsitzenden zum Nationalsozialismus einge-
gangen. 

Die Ausführungen stützen sich im Wesentlichen auf Recher-
chen im Landesarchiv Schleswig-Holstein (LASH). Dabei wur-
den zum einen die Geschäftsakten des für die Arbeitsgerichte bis
2006 zuständigen Sozialministeriums1 und zum anderen, soweit
vorhanden, die Personalakten und Entnazifizierungsakten der
Richter ausgewertet. Zu einzelnen Personen wurden auch Quellen
im Niedersächsischen Landesarchiv, im Brandenburgischen Lan-
deshauptarchiv, im Hauptstaatsarchiv Stuttgart, im Staatsarchiv
Hamburg sowie im Bundesarchiv an den Standorten Berlin-Lich-
terfelde, Koblenz und Freiburg eingesehen.2Wichtige Informatio-
nen zur Geschichte der schleswig-holsteinischen Arbeitsgerichts-
barkeit bis 1987 lieferte außerdem die Festschrift zum 40-jährigen
Jubiläum der selbständigen Arbeitsgerichtsbarkeit in Schleswig-
Holstein.3

1. Das Kontrollratsgesetz Nr. 21 als rechtliche Grundlage der Arbeitsgerichts-
barkeit nach 1946. Nach der Kapitulation Deutschlands und der Be-
setzung durch die Alliierten wurden alle Gerichte im Mai 1945
zunächst vorübergehend geschlossen, die Wiedereröffnung fand
gebietsweise unterschiedlich ab Mai 1945 bis Frühjahr 1946 statt.4
Im Bezirk des Oberlandesgerichts (OLG) Kiel nahm die ordentli-
che Gerichtsbarkeit im Dezember 1945 ihre Tätigkeit wieder auf,
sie sollte zunächst auch über arbeitsrechtliche Angelegenheiten
entscheiden. An die Stelle des arbeitsgerichtlichen Verfahrens trat
vorläufig das ordentliche Verfahren. Zuständig war in erster In-
stanz das jeweilige Amtsgericht, in zweiter Instanz das entspre-
chende Landgericht. Revisionsinstanz war das Oberlandes -
gericht.5

Schon bald wurde von den Alliierten offensichtlich die Wie-
dererrichtung eigenständiger Arbeitsgerichte geplant und im Janu-
ar 1946 erstellte die Abteilung für Arbeit (Directorate of Manpo-
wer) des Alliierten Kontrollrats einen Entwurf für eine Direktive
bezüglich der Einrichtung von Arbeitsgerichten.6

Basierend auf den dort niedergelegten Grundsätzen ordnete
die Sowjetische Militäradministration in Deutschland (SMAD)
für ihre Zone schon am 25. Januar 1946 durch Befehl Nr. 23 die
Errichtung von Arbeitsgerichten an, so dass dort zwischen März

1 Bestand LASH Abt. 761. Seit 2006 ist das
Ministerium für Justiz, Europa, Verbraucher-
schutz und Gleichstellung des Landes Schles-
wig-Holstein für die Arbeitsgerichtsbarkeit
zuständig. 
2 Der Verfasser dankt allen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern der Archive, die ihm bei den
Recherchen geholfen haben.
3 Uwe ARENDT, Alexander OSTROWICZ, Ro-
switha SCHMIDT-SALVETER und Birgit WILLI-
KOWSKY, Die Arbeitsgerichte des Landes
Schleswig-Holstein. 40 Jahre Rechtspflege
im Arbeits- und Sozialbereich, hrsg. vom Prä-
sidenten des Landesarbeitsgerichts Schles-
wig-Holstein, Kiel 1987. 
4 Vgl. dazu die detaillierte Darstellung bei
Edith RAIM, Justiz zwischen Diktatur und De-
mokratie. Wiederaufbau und Ahndung von
NS-Verbrechen in Westdeutschland 1945-
1949, München 2013, S. 71-149. Rechtli-
che Grundlage für die ordentliche Gerichts-
barkeit war das Kontrollratsgesetz Nr. 4 über
die „Umgestaltung des Deutschen Gerichts-
wesens“ vom 30. Oktober 1945.
5 ARENDT u. a., wie Anm. 3, S. 13; Verord-
nung des Präsidenten des OVG Kiel vom
1. Dezember 1945 in: Schleswig-Holsteini-
sche Anzeigen 193 (1946), S. 8-9. In der
Britischen Zone übernahmen die Präsidenten
der Oberlandesgerichte bis zur Gründung des
Zentraljustizamtes Hamburg im Oktober
1946 die Aufgaben des ehemaligen Reich -
justizministeriums, vgl. dazu Joachim Rein-
hold WENZLAU, Der Wiederaufbau der Justiz
in Nordwestdeutschland 1945–1949, König-
stein 1979, S. 49 u. S. 155-170.
6 Allied Control Authority Directorate of
Manpower: Proposed Directive on German
Labour Courts vom 19. Januar 1946, Hessi-
sches Staatsarchiv Darmstadt (HStAD), Q4
Nr. 8/90 – 3 /11, https://digitalisate-
he.arcinsys.de/hstad/q_4/8--90-3--
11_0130.jpg ff. (Zugriff 21.02.2019).
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und Mai 1946 insgesamt 105 Arbeitsgerichte ihre Arbeit aufnah-
men.7Der Alliierte Kontrollrat nahm diese Grundsätze in das Kon-
trollratsgesetz (KRG) Nr. 21 (Deutsches Arbeitsgerichtsgesetz)
vom 30. März 1946 auf,8 das bis 1953 (Bundesrepublik) bezie-
hungsweise 1955 (DDR) die Rechtsgrundlage für die Arbeitsge-
richtsbarkeit in Deutschland bildete. 

Das KRG 21 sah die Einrichtung von örtlichen Arbeitsgerich-
ten und Berufungsgerichten in ganz Deutschland vor (Art. I). Laut
Artikel II waren die Arbeitsgerichte unter Ausschluss der ordentli-
chen Gerichte zuständig für 
n Streitigkeiten zwischen den Tarifparteien oder diesen und Drit-

ten über Fragen der Tarifverträge, der Vereinigungsfreiheit und
des Arbeitskampfes

n Streitigkeiten zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern aus
dem Arbeits- oder Lehrverhältnis 

n Streitigkeiten zwischen Arbeitnehmern aus gemeinsamer Arbeit 
n Streitigkeiten aus Vereinbarungen zwischen Arbeitgebern und

Arbeitnehmern über Arbeitsbedingungen, Gesundheitsschutz
und Unfallverhütung 

n Streitigkeiten bezüglich Auslegung von Vereinbarungen zwi-
schen Betriebsräten und Arbeitgebern.

Zum Zwecke der Verwaltung unterstanden die Arbeitsgerichte den
deutschen Provinz- und Landesarbeitsverwaltungen. Diese durften
aber keinen Einfluss auf Beschlüsse der Gerichte nehmen (Art.
III). 

Die örtlichen Arbeitsgerichte waren für alle Streitigkeiten un-
abhängig vom Streitwert zuständig. Die Berufungsgerichte konn-
ten nur ab einem gewissen Streitwert (in Schleswig-Holstein 300
RM9), oder wenn die Sache von grundsätzlicher Bedeutung war,
angerufen werden. Ein oberstes Arbeitsgericht für ganz Deutsch-
land war nicht vorgesehen, aber die Zonenbefehlshaber hatten die
Möglichkeit ein oder mehrere höhere Gerichte als Gerichte der
letzten Instanz in Arbeitsstreitigkeiten zu bestimmen (Art. IV).

Die Gerichte bestanden aus einem Vorsitzenden oder stellver-
tretenden Vorsitzenden und je einem Beisitzer aus dem Kreis der
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer. Alle Mitglieder mussten aner-
kannt demokratische Anschauungen haben (Art. V).

Art. VI bestimmte, der Vorsitzende und der stellvertretende
Vorsitzende sollen besondere Befähigung in Arbeitsangelegenhei-
ten haben und auf Grund ihrer früheren Tätigkeit, ihrer Ausbildung
oder der Obliegenheiten, die sie in Arbeitnehmer- oder Arbeitge-
berverbänden ausgeübt haben, fähig sein, richterliche Aufgaben
wahrzunehmen. Sie brauchen nicht Berufsrichter zu sein; die Vor-
sitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden der Berufungsgerich-
te müssen jedoch entsprechende juristische Befähigung haben.10

Die Provinz- oder Landesarbeitsbehörden sollten nach einem
Auswahlverfahren unter Mitwirkung der Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerverbände der obersten Provinz- oder Landesbehörde eine

7 Johannes FRERICHS/Martin FREY, Sozial-
politik in der Deutschen Demokratischen Re-
publik, München 1993, S. 54; Text des
SMAD-Befehls Nr. 23 in: Die neue Arbeitsge-
richtsbarkeit (= Sozialpolitik Heft 2, Schrif-
tenreihe der Deutschen Verwaltung für Arbeit
und Sozialfürsorge der Sowjetischen Besat-
zungszone in Deutschland), Berlin 1947,
S. 9-12. Zum SMAD Befehl Nr. 23 und der
darauf basierenden Verordnung über Arbeits-
gerichte in der SBZ siehe auch Sandra SA-
WALL, Die Entwicklung der Arbeitsgerichts-
barkeit, Aachen 2007, S. 298-300. 
8 Kontrollratsgesetz Nr. 21 „Deutsches Ar-
beitsgerichtsgesetz“ vom 30. März 1946,
in: Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland
S. 124-127, ber. S. 241, http://www.ver-
fassungen.de/de/de45-49/kr-
gesetz21.htm (Zugriff 9.3.2017). 
9 Bekanntmachung des Präsidenten des Lan-
desarbeitsamtes vom 22. August 1946,
Amtsblatt Schleswig-Holstein 1 (1946),
S. 75. 
10 Ob damit die Befähigung zum Richteramt
im Sinne des Gerichtsverfassungsgesetzes
gemeint ist, ist unklar. FITTING schreibt,
dass die Richter an Landesarbeitsgerichten
ebenfalls nicht Berufsrichter zu sein brau-
chen (FITTING, Karl, Das Arbeitsgerichtsge-
setz vom 6. Dezember 1946 mit Erläuterun-
gen, München 1947, S. 14), während DIETZ
der Ansicht ist, dass die Richter an Landesar-
beitsgerichten auch laut KRG 21 die Befähi-
gung zum Richteramt im Sinne des GVG ha-
ben müssen (Rolf DIETZ/Arthur NIKISCH, Ar-
beitsgerichtsgesetz. Kommentar, Mün-
chen/Berlin 1954, S. 740).
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Anwärterliste einreichen, nach der diese dann die Berufungen
vornehmen sollte.11

Die Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden wurden
auf drei Jahre bestellt, eine Wiederbestellung war zulässig. Eine
Entfernung aus dem Amt durch die bestellende Behörde war nur
möglich auf Empfehlung einer Disziplinarkammer, die aus
sechs Arbeitsrichtern unter dem Vorsitz eines Vertreters der be-
stellenden Behörde gebildet wurde. Darüber hinaus hatte der
Zonenbefehlshaber die uneingeschränkte Befugnis, Personal
von Arbeitsgerichten abzusetzen oder einer Absetzung zuzu-
stimmen (Art. VII).

Artikel X bestimmte, dass die Vorschriften des Arbeitsge-
richtsgesetzes (ArbGG) von 1926 in ihrer ursprünglichen Fas-
sung vorläufig weiter angewendet werden sollten, soweit KRG
Nr. 21 dem nicht entgegenstand.

Das KRG Nr. 21 stellte so einerseits den Zustand von vor
1933 wieder her, kam aber andererseits in einigen Punkten (ver-
waltungsmäßige Zuordnung der Arbeitsgerichtsbarkeit zur Ar-
beitsverwaltung, Selbständigkeit der Arbeitsgerichte auch in
den höheren Instanzen, Bestellung der erstinstanzlichen Vorsit-
zenden auf Zeit und Möglichkeit der Bestellung von Nicht-Juri-
sten) den gewerkschaftlichen Interessen stärker entgegen, die
den justizrechtlichen Charakter der Arbeitsgerichtsbarkeit über-
winden und stärker ihren sozialrechtlichen Charakter heraus-
stellen wollten.12

Am 1. Oktober 1953 endete die Gültigkeit des KRG 21
durch Inkrafttreten des vom Bundestag beschlossenen Arbeits-
gerichtsgesetzes. Versuche der Justizverwaltung, der juristi-
schen Berufsorganisationen, der Arbeitgeberverbände und be-
stimmter politischer Gruppierungen, die oben genannten Ab-
weichungen vom ArbGG 1926 im Gesetzgebungsverfahren
rückgängig zu machen, waren zunächst erfolglos.13 Inzwischen
müssen aber auch die Berufsrichter an Arbeitsgerichten die Be-
fähigung zum Richteramt im Sinne des Gerichtsverfassungsge-
setzes besitzen und in Schleswig-Holstein und den meisten an-
deren Bundesländern unterstehen die Arbeitsgerichte jetzt der
Justizverwaltung.

Gemäß KRG Nr. 21 fand der Aufbau einer eigenständigen
Arbeitsgerichtsbarkeit auf der jeweiligen Provinzial- bezie-
hungsweise Landesebene statt. Die Zonenbefehlshaber hatten
zwar das Recht, Gerichte letzter Instanz als Ersatz für das nicht
vorhandene Reichsarbeitsgericht zu bestimmen, faktisch gab es
aber keine länderübergreifende Instanz in der Arbeitsgerichts-
barkeit. 

So hatte das Zentralamt für Arbeit der Britischen Zone in
Lemgo zwar Vorarbeiten zur Errichtung eines Obersten Arbeits-
gerichts der britischen Zone gefördert, diese wurden aber durch
die Errichtung der Verwaltung für Arbeit des Vereinigten Wirt-
schaftsgebietes (Bizone) hinfällig. Das im Februar 1948 errich-

11 Die Mitwirkung von Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern war nicht formalisiert, erst nach Verab-
schiedung des Arbeitsgerichtgesetzes (Arb
GG)von 1953 wurde gemäß §18 (2) ArbGG ein
beratender Ausschuss aus Vertretern der Arbeit-
geber, der Arbeitnehmer und der Arbeitsgerichts-
barkeit gebildet, den die für die Einstellung zu-
ständige Behörde, in Schleswig-Holstein seiner-
zeit das Sozialministerium, jetzt das Justizminis-
terium, vor der Ernennung der Vorsitzenden an-
hören muss, dessen Votum aber nicht bindend
ist.
12 Vgl. Wilhelm MAUS, Die arbeitsrechtliche
Gesetzgebung des Kontrollrats, in: Arbeitsrecht
in Stichworten 1 (1947), S. 2-6, hier S. 2 f.
Ähnlich Britta REHDER, Normenwandel und Jus-
tizreform. Das Beispiel der Arbeitsgerichtsbar-
keit, in: WSI Mitteilungen 8 (2007), S. 448-
454, hier S. 450 f. In einem Memorandum für
die amerikanische Militärregierung verteidigte
Dr. ENGLER, der zuständige Ministerialrat in Hes-
sen, diese Abweichungen vom Arbeitsgerichts -
gesetz von 1926 auch mit dem Hinweis auf das
Misstrauen der Arbeitnehmerschaft gegen die
vom Nationalsozialismus besonders belastete
Justiz. (Ministerialrat Dr. ENGLER, Das neue Ar-
beitsgerichtsgesetz, undatiert, vermutlich Spät-
sommer 1946, in: Akten der amerikanischen Mi-
litärregierung in Hessen (OMGHE), Manpower
Division, Hessisches Staatsarchiv Darmstadt
(HStAD) Bestand Q 4 Nr. 8/90-3/11,
https://digitalisate-
he.arcinsys.de/hstad/q_4/8--90-3--11 (Zugriff
am 21.2.2019)). 
13 Vgl. dazu Christian SEEGERT, Formierung
des Streikrechts. Arbeitsgerichtsbarkeit und Ko-
alitionsrecht im Prozeß gesellschaftlicher Res-
tauration 1946 bis 1955, Frankfurt 1985,
S. 27-80; sowie Peter MARXEN, Die Entstehung
des Arbeitsgerichtsgesetzes vom 1.10.1953 und
die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts
von 1954 bis 1963 zu Fragen der Geschäftlehre
und des allgemeinen Schuldrechts des BGB,
Diss. Kiel 2001, der die Diskussion sehr detail-
liert anhand der Protokolle und Unterlagen des
Gesetzgebungsverfahrens zum Arbeitsgerichtsge-
setz 1953 nachzeichnet.
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tete Deutsche Obergericht für die Bizone hatte nur eine sehr ein-
geschränkte Zuständigkeit in arbeitsrechtlichen Fragen und ein
Gesetzesvorschlag des Wirtschaftsrates, der mit der Errichtung
einer bizonalen Verwaltung für Arbeit dieser auch die Schaffung
eines Obersten Arbeitsgerichts zur Aufgabe machte, wurde von
den Militärgouverneuren im Juli 1948 abgelehnt.14Daher fun-
gierten die jährlichen Konferenzen der Präsidenten beziehungs-
weise Vorsitzenden der Landesarbeitsgerichte, bei denen auch die
Fachpresse und einschlägige Rechtswissenschaftler anwesend
waren, als die Institution, die bis zu Gründung des Bundesarbeits-
gerichts einerseits die Grundlage für eine Rechtseinheit schuf und
andererseits wichtige Impulse für die weitere Entwicklung des
Arbeitsrechts gab.15

In den Ländern der Britischen Besatzungszone wie auch der
Sow jetischen Besatzungszone galt das Kontrollratsgesetz als un-
mittelbares Recht, während die Länder in der Amerikanischen
Besatzungszone (außer Bremen) und der Französischen Besat-
zungszone das Kontrollratsgesetz durch eigene Arbeitsgerichts-
gesetze ergänzten, wobei die Arbeitsgerichtsgesetze von Bayern,
Hessen und Württemberg-Baden auf einem gemeinsamen Ent-
wurf des Länderrates der Amerikanischen Zone basierten.16

2. Institutioneller Wiederaufbau der Arbeitsgerichtsbarkeit in Schleswig-Hol-
stein. Zuständige Landesarbeitsbehörde für die Verwaltung der
Arbeitsgerichte im Sinne des KRG 21 war in Schleswig-Holstein
zunächst das Landesarbeitsamt, das als eigenständige Behörde
außerhalb der Landesverwaltung der zentralen Behörde für Ar-
beit in der Britischen Zone (ab November 1946 Zentralamt für
Arbeit in Lemgo) beziehungsweise ab 1948 der Verwaltung für
Arbeit des Vereinigten Wirtschaftsgebietes unterstand.17Das
Landesverwaltungsamt für Inneres (Vorläufer des Innenministe-
riums bis zur Gründung des Landes Schleswig-Holstein) meldete
schon im Juli 1946 dagegen Bedenken an: Nach hiesiger Auffas-
sung erscheint es im Gegensatz zur Ansicht des Präsidenten des
Landesarbeitsamtes in Schleswig-Holstein erwünscht und zweck-
mäßig, die deutschen Arbeitsgerichte zum Zwecke der Verwal-
tung nicht dem Präsidenten des Landesarbeitsamts, sondern der
Landesverwaltung und zwar in Anlehnung an das Amt für Volks-
wohlfahrt, das die Fragen des Arbeits- und Sozialrechts feder-
führend bearbeitet, anzugliedern. Bei der Unterstellung der Ar-
beitsgerichte – auch nur zum Zweck der Verwaltung – unter den
Präsidenten des Landesarbeitsamtes könnte nach außen nur zu
leicht der Anschein erweckt werden, als wenn die richterliche
Unabhängigkeit der in den genannten Gerichten tätigen Richter
nicht voll gewahrt würde und sie auch bei ihrer richterlichen
Tätigkeit Weisungen des Präsidenten des Landesarbeitsamtes
entgegennehmen müssen.“18

Am 1. August 1947 wechselte die Zuständigkeit für die Ar-
beitsgerichte vom Landesarbeitsamt zum Ministerium für Wohl-

Folgende Seiten:
Abb. 1: Schreiben des Präsidenten des Landesar-
beitsamtes Schleswig-Holstein an die Leiter der
Arbeitsämter vom 23. Mai 1946 wegen Errich-
tung der Arbeitsgerichte (LASH Abt. 761 Nr.
21095)     

14 Vgl. hierzu die zeitgenössischen Praktiker
Karl FITTING, Die Revision in Arbeitssachen, in:
Arbeitsblatt 1949, S. 129-132 und Herbert
MONJAU, Vor der Errichtung eines Bundesar-
beitsgerichts, in: Arbeitsblatt 1949, S. 215-
217. Siehe auch Rudolf STREICH, Die Entwick-
lung des Arbeitsrechts in der amerikanischen Be-
satzungszone unter Berücksichtigung der Bizo-
ne, Diss. Gießen 1973, S. 51-53. 
15 Marie Luise HILGER, Zur Geschichte der Ar-
beitsgerichtsbarkeit, in: Recht der Arbeit, 34
(1981), S. 93-95, hier S. 94. 
16 Vgl. FITTING, wie Anm. 10; Erich MOLITOR,
Die Arbeitsgerichtsbarkeit in der französischen
Besatzungszone, in: Der Betriebsberater 3
(1948), S. 575; A. SCHEERER, Arbeitsrechtliche
Rundschau: II. Rheinland-Pfalz, in: Recht der Ar-
beit 2 (1949), S. 54-56, hier S. 55. Zu den Ar-
beitsgerichtsgesetzen in den drei Westzonen
ebenfalls Rolf DIETZ, Das Arbeitsgerichtsverfah-
ren, Frankfurt/M. 1948, S. 4 f.
17 LASH Abt. 580: Landesarbeitsamt, Geschich-
te, http://bestaendeuebersicht.schleswig-hol-
stein.de/abteilung.asp?abt=580&nummer=20
9&kontrolle=J&titel=Reichs-%20und%20Bun-
desbeh%F6rden%20seit%201871 (Zugriff
5.2.2018). 
18 LASH Abt. 761 Nr. 3966, Schreiben vom
10.7.1946. 
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fahrt und Gesundheit (ab 1949 Sozialministerium),19 seit 1. Mai
2006 ist auch in Schleswig-Holstein das Justizministerium für die
Arbeitsgerichte zuständig.20Die Kosten für die Einrichtung und den
Betrieb der Arbeitsgerichte waren aber von Anfang an von den Län-
dern oder Provinzen zu tragen und in deren Haushaltspläne aufzu-
nehmen.21

Nach Inkrafttreten des KRG Nr. 21 begannen im April 1946 im
Landesarbeitsamt die Vorbereitungen zur Errichtung von Arbeitsge-
richten. Anfang Mai kamen die Präsidenten der Landesarbeitsämter
der Britischen Zone zu einer Besprechung in Bad Oeynhausen zu-
sammen, auf der auch über die Errichtung der Arbeitsgerichte ge-
sprochen wurde,22 und Ende Mai wurden die Leiter der Arbeitsämter
in Schleswig-Holstein durch den Präsidenten des Landesarbeitsam-
tes informiert (Abb. 1). Die Bezirke der Arbeitsgerichte sollten de-
nen der Arbeitsämter entsprechen, jedoch sollte für den Bezirk des
ehemaligen Arbeitsamtes Rendsburg, der damals zum Arbeitsamt
Neumünster gehörte, ein eigenes Arbeitsgericht in Rendsburg zu-
ständig sein.23 Somit wurden neben dem Landesarbeitsgericht die
Arbeitsgerichte Ahrensburg (für den Arbeitsamtsbezirk Bad Oldes-
loe), Elmshorn, Flensburg, Heide, Kiel, Lübeck, Neumünster,
Rendsburg und Schleswig eingerichtet (Abb. 2).24

Die Unterbringung der Arbeitsgerichte bereitete große Schwie-
rigkeiten. Die Militärregierung legte Wert darauf, dass die Eigen-
ständigkeit der Arbeitsgerichte auch dadurch dokumentiert wurde,
dass sie nicht in Räumen der ordentlichen Gerichtsbarkeit unterge-
bracht waren. Wo wie zum Beispiel in Neumünster die Raumnot zu

Abb. 3 Kaserne 2 Kiel-Wik, Standort des
Landesarbeitsgerichts 1947 bis 1950
(Arendt u. a. wie Anm. 3) 

19 ARENDT u. a., wie Anm. 3, S. 16.
20 http://www.schleswig-
holstein.de/DE/Justiz/Themen/arbeits-
gerichtsbarkeit.html#doc1267470body-
Text5 (Zugriff 05.03.2018).
21 Schreiben des Präsidenten des Landes-
arbeitsamtes an das Amt für Inneres vom
21. Juni 1946, LASH 761 Nr. 3966.
22 Vermerk über die Besprechung der Prä-
sidenten der Landesarbeitsämter vom
7. und 8. Mai 1946, LASH Abt. 761 Nr.
21095.
23 LASH Abt. 761 Nr. 21095, Schreiben
an die Leiter der Arbeitsämter vom 23.
Mai 1946.
24 Bekanntmachung des Präsidenten des
Landesarbeitsamtes Schleswig-Holstein
vom 2.9.1946, in: Amtsblatt für Schles-
wig-Holstein 1 (1946), S. 87, mit Auflis-
tung der jeweiligen Kreise bzw. Gemein-
den. Karte (Abb. 2) in LASH Abt.761 Nr.
21095. 
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einer solchen Lösung zwang, sollten alsbald geeignete Räume be-
schafft werden.25Die Unterbringung in Räumen der Arbeitsämter
war ebenfalls nicht erwünscht, um die Unabhängigkeit der Arbeits-
gerichte von der Arbeitsverwaltung deutlich zu machen.26Aufgrund
der Raumnot wurde das Arbeitsgericht für den Bezirk Bad Oldesloe
zunächst in Ahrensburg eingerichtet, es zog erst am 1. Mai 1948
nach Bad Oldesloe um, und auch das Landesarbeitsgericht war
zunächst nicht in Kiel, sondern bis Mai 1947 in Rendsburg unterge-
bracht. Die Raumsituation der Gerichte war meist sehr beengt, beim
Landesarbeitsgericht mussten sogar noch 1949 an Sitzungstagen die
nicht beteiligten Richter sowie die zur Ausbildung zugeteilten Refe-
rendare beziehungsweise Anwärter zu Hause arbeiten.27

Die Leiter der Arbeitsämter wurden aufgefordert, bei den örtli-
chen Vertretern von Arbeitgebern und Arbeitnehmern darauf zu
dringen, möglichst schnell dem Präsidenten des Landesarbeitsamtes
Vorschläge für die Besetzung der Stellen der Vorsitzenden und stell-
vertretenden Vorsitzenden sowie der Beisitzer zu machen.28 In sei-
nem Schreiben an die Landesverwaltung schlug das Landesarbeits -
amt allerdings vor, die Berufung stellvertretender Vorsitzender vor-
erst zurückzustellen, bis sich der Umfang der Geschäfte der einzel-
nen Arbeitsgerichte übersehen ließ.29 Jedes Arbeitsgericht sollte mit
einem Vorsitzenden besetzt werden, lediglich für das Landesarbeits-
gericht waren von Anfang an zwei hauptamtliche Richter vorgese-
hen.30Der zuständige Vertreter der Militärregierung bekräftigte,
dass entgegen § 18 (3) ArbGG 1926 nach KRG 21 Art. VI auch Ge-
werkschaftssekretäre und Syndici als Bewerber zuzulassen seien,

Abb. 4 Germania-Werft Kiel. Das Arbeitsge-
richt Kiel war von 1946 bis 1949 in den
Geschäftsräumen Kiel-Gaarden, Germania-
Werft, Werftstraße 189 untergebracht:
vier Räume mit ca. 80 m2 und „Toiletten-
benutzung“   (Stadtarchiv Kiel, 1.1 FotoS-
lg. 166) 

25 LASH Abt. 761 Nr. 21095, Vermerk
vom 26.7.1946.
26 Vgl. ARENDT u. a., wie Anm. 3, S. 26:
Das Arbeitsgericht Elmshorn wurde trotz
anfänglicher Bedenken in den Räumen des
Arbeitsamtes untergebracht, weil keine an-
deren Räume zur Verfügung standen. 
27 ARENDT u. a., wie Anm. 3, S. 16-26,
dort auch weitere Details zur schwierigen
Unterbringung der Arbeitsgerichte in der
Aufbauphase.
28 LASH Abt. 761 Nr. 21095, Schreiben
an die Leiter der Arbeitsämter vom 23.Mai
1946 (Abb.1).
29 LASH Abt. 761 Nr. 3966, Schreiben
vom 21. Juni 1946.
30 Ebd.
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wichtig sei nur ausreichendes öffentliches Ansehen der Personen.31
An jedem Arbeitsgericht sollten vier getrennte Kammern für Ange-
stellte, Handwerker, Landwirtschaft und übrige Berufe gebildet wer-
den, und Gewerkschaften und Arbeitgeber wurden aufgefordert, aus
ihren Reihen ehrenamtliche Beisitzer für diese Fachkammern vorzu-
schlagen.32

Es war offensichtlich nicht einfach, in der Kürze der Zeit geeig-
nete Vorsitzende zu finden. Ein für Lübeck vorgeschlagener Amts-
gerichtsrat, der schon früher Arbeitsrichter war, wurde zwar von der
Justiz (Präsident des OLG) dafür freigegeben, verzichtete aber auf
das Amt,33mindestens zwei Kandidaten lehnte der Präsident des
Landesarbeitsamtes aus fachlichen Gründen ab, einer fand nicht die
Billigung des zuständigen Entnazifizierungsausschusses.34Der für
das Landesarbeitsgericht vorgesehene Dr. Walter Mannzen zog
ebenfalls seine Bewerbung zurück.35 Bis auf den Vorsitz des Landes-
arbeitsgerichts wurden aber alle Stellen im August 1946 besetzt:

1. Landesarbeitsgericht                      Gramm (ab November 1946), 
                                                           Dr. Bork (ab Mai 1947)
2. Arbeitsgericht Ahrensburg             Dr. Lobenberg
3. Arbeitsgericht Elmshorn                 Giebner
4. Arbeitsgericht Flensburg                 Dr. Richter
5. Arbeitsgericht Heide                       Wenners
6. Arbeitsgericht Kiel                          Ing. Dunkelmann
7. Arbeitsgericht Lübeck                     Dr. F. Gelhaar
8. Arbeitsgericht Neumünster             Moritz
9. Arbeitsgericht Rendsburg               Dr. Behling
10. Arbeitsgericht Schleswig              Dr. Fuchs

Die feierliche Eröffnung der zehn für Schleswig-Holstein vorgese-
henen Arbeitsgerichte fand am 23. August 1946 Kieler Rathaus
statt.36

Während der ersten Amtsperiode bis 1949 gab es lediglich am
Landesarbeitsgericht und an den Arbeitsgerichten Kiel und Lübeck
personelle Veränderungen. Dr. Bork musste 1948 wegen falscher
Angaben zu Mitgliedschaften in nationalsozialistischen Organisatio-
nen ausscheiden,37 seine Stelle erhielt Dr. Borrmann, der spätere
Präsident des Landesarbeitsgerichts Niedersachsen. Der Vorsitzende
Dunkelmann des Arbeitsgerichts Kiel schied aus unbekannten Grün-
den schon vor März 1948 aus seinem Amt aus, sein Nachfolger fand
nicht die Billigung der Gewerkschaften, die Stelle wurde zum
2. März 1948 mit Assessor Speth besetzt.38Außerdem wurden 1948
zwei weitere Richter für Lübeck und Kiel ernannt (Dr. Krahl, Rüf-
fer).

In der zweiten Amtsperiode bis 1952 änderte sich die Besetzung
der Gerichte wenig. In Kiel, Lübeck und Flensburg und am Landes-
arbeitsgericht wurden zusätzliche Stellen geschaffen. Außerdem
wurden mit Wirkung vom 10. Mai 1950 die Kreise Südtondern und
Husum aus dem Bezirk des Arbeitsgerichts Flensburg und Eider-

Linke Seite:
Abb. 2: Karte der Arbeitsamtsbezirke und
der Arbeitsgerichte in Schleswig-Holstein
1946. (LASH Abt. 761 Nr. 21095) Im Ori-
ginal rot unterstrichen: Sitz der früheren
Arbeitsgerichte: Ahrensburg, Elmshorn,
Flensburg, Husum, Itzehoe, Kiel, Lübeck,
Neumünster, Oldenburg, Ratzeburg, Rends-
burg. Im Original blau unterstrichen: Sitz
der künftigen Arbeitsgerichte: Elmshorn,
Flensburg, Heide, Kiel, Lübeck, Neumün-
ster, Bad Oldesloe, Rendsburg, Schleswig

31 LASH Abt. 761 Nr. 21095, Schreiben
der Militärregierung für Schleswig-Holstein
vom 23. Mai 1946.
32 LASH Abt. 761 Nr. 21095, Schreiben
an die Leiter der Arbeitsämter vom
23.5.1946.
33 LASH Abt. 761 Nr. 21095, Vermerk
vom 5. August 1946. 
34 LASH Abt. 761 Nr. 21095, undatierter
Vermerk, Juli 1946.
35 LASH Abt. 761 Nr. 3966, Vermerk
über Besprechung am 18.11.1946. Mann-
zen hatte sich vor 1933 in republikani-
schen und sozialistischen Gruppen enga-
giert. Er war später als Amtsgerichtsrat tä-
tig.
36 Bericht der Schleswig-Holsteinischen
Volkszeitung vom 24. August 1946,
Abb. 5.
37 LASH Abt. 611 Nr. 2117, Vermerk
vom 30. Juni 1948. 
38 LASH Abt. 761 Nr. 1162, Bl. 17.
Wann und warum Dunkelmann ausschied,
konnte nicht ermittelt werden. Auch über
seine weitere Berufslaufbahn ist nichts be-
kannt. 
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stedt aus dem Bezirk des Arbeitsgerichts Heide dem neu errichteten
Arbeitsgericht Husum zugeordnet, und Arbeitsgerichtsrat Speth
dorthin versetzt.39Die nächste wichtige Veränderung war die per
Gesetz vom 24. April 1956 erfolgte Neueinteilung der Bezirke der
Arbeitsgerichte, durch die das Arbeitsgericht Schleswig aufgelöst
wurde.40

Unklar war der rechtliche Status der Vorsitzenden, was insofern
von Bedeutung war, als dadurch die Unabhängigkeit der Richter tan-
giert wurde. Im KRG 21 gab es dazu keine eindeutige Regelung und
das Arbeitsgerichtsgesetz (ArbGG) von 1926 war insofern nicht an-
wendbar, als dort nach §18 in der Regel Richter der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit für eine bestimmte Zeit als Arbeitsrichter bestellt wur-
den. Die Präsidenten der Landesarbeitsämter in der Britischen Zone
waren sich einig, dass die Vorsitzenden im Angestelltenverhältnis
beschäftigt werden sollten, das Innenministerium in Schleswig-Hol-
stein war dagegen der Auffassung, dass die Vorsitzenden als Beamte
auf Zeit eingestellt werden müssten.41Offensichtlich erfolgte keine
einheitliche Regelung für die gesamte Britische Zone. Während die
Vorsitzenden der Arbeitsgerichte in Niedersachsen im Februar 1947
rückwirkend Dienstverträge als Angestellte nach der Tarifordnung
für Angestellte Gruppe III (TO.A III) erhielten und im Oktober1952
zu Arbeitsgerichtsräten und Beamten auf Lebenszeit ernannt wur-
den,42 zog sich die Klärung der Statusfrage in Schleswig-Holstein
bis Anfang 1949 hin. Erst im Februar 1949 wurden die Richter, so-
weit sie sich nicht mehr in der Probezeit befanden und keine Beden-
ken bezüglich ihrer fachlichen Bewährung bestanden, rückwirkend
ab dem Beginn ihrer Tätigkeit für drei Jahre zu Arbeitsgerichtsräten
mit der Eigenschaft eines Beamten auf Zeit ernannt.43

Zwei Richter, die aus politischen Gründen 1933 entlassen bezie-
hungsweise während der NS-Zeit nicht zum Referendardienst zuge-
lassen wurden, wurden schon 1949 und 1951 aufgrund entsprechen-
der Feststellungsbescheide in Wiedergutmachungsverfahren zu Be-

Abb. 5  Bericht der Schleswig-Holsteini-
schen Volkszeitung vom 24.8.1946, S. 5,
über die feierliche Eröffnung der Arbeitsge-
richte in Kiel    

39 Amtsblatt für Schleswig-Holstein
1950, S. 208, LASH Abt. 761 Nr. 1162.
40 Gesetz- und Verordnungsblatt für
Schleswig-Holstein (GVOBl. Schl.-H.)
1956, S. 77. 
41 LASH Abt. 761 Nr. 3966, Vermerk
über Referentenbesprechung vom
18.11.1946.
42 Vgl. dazu Werner KIND-KRÜGER, Der
institutionelle und personelle Wiederauf-
bau der niedersächsischen Arbeitsgerichts-
barkeit nach dem Zweiten Weltkrieg, in:
Niedersächsisches Jahrbuch für Landesge-
schichte 89 (2017), S. 147-190, hier
S. 162-164.
43 Behändigungscheine über die Aushän-
digung der Urkunden im Februar 1949 fin-
den sich in LASH Abt. 761 Nr. 1050 und
1029. Eine Liste der vorgesehenen Ernen-
nungen und der Zuordnung zu Planstellen
vom 23.9.1948 findet sich in der Perso-
nalakte Borrmann, Niedersächsisches Lan-
desarchiv Standort Hannover (NLA HA)
Nds. 300 Acc. 2008/100 Nr. 7, Bl. 32.
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amten auf Lebenszeit ernannt.44Der Leiter des Landesarbeitsge-
richts, Gramm, wurde von September 1949 bis Oktober 1950 ins
Ministerium abgeordnet und leitete dort als Regierungsdirektor die
Hauptabteilung Arbeit, er wurde im Oktober 1949 ebenfalls zum Be-
amten auf Lebenszeit ernannt.45

Nach Inkrafttreten des Arbeitsgerichtsgesetzes (ArbGG) von
1953 sollten die übrigen Richter bei Vorliegen der entsprechenden
Voraussetzungen gemäß § 115 Abs. 1 ArbGG in das Beamtenver-
hältnis auf Lebenszeit übernommen werden. Damit hätten bis auf
zwei erst 1953 eingestellte Assessoren alle vorhandenen Vorsitzen-
den, soweit noch nicht geschehen, als Richter auf Lebenszeit bestellt
werden sollen, was dann auch bei den Juristen unter den Richtern
außer im Fall des Flensburger Vorsitzenden Dr. Richter Anfang 1954
geschah.46Von den vier Nicht-Juristen wurden drei Richter (Gieb-
ner, Moritz und Rüffer) trotz langjähriger Beschäftigung (neun be-
ziehungsweise sieben Jahre) nicht als Beamte auf Lebenszeit beru-
fen, sondern nach Ablauf ihrer Amtsperiode wegen angeblich man-
gelnder Bewährung in den Ruhestand versetzt. Die Arbeitgeber hat-
ten sich in diesen Fällen gegen eine Übernahme in das Beamtenver-
hältnis auf Lebenszeit ausgesprochen, während sie im Fall Wenners
einer Übernahme mit Bedenken zugestimmt hatten.47 In den Begrün-
dungen des Ministeriums für die Nicht-Übernahme dieser Richter in
das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit wurden Mängel aus früheren
Bewährungsberichten als Beleg für mangelnde Bewährung herange-
zogen und außerdem intern behauptet, dass für die Entscheidung zur
Übernahme in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit strengere Maß-
stäbe gelten müssten als für die vorangegangenen Berufungen auf
Zeit.48 Es ist jedoch zu vermuten, dass die konservative, mit ehema-
ligen Nationalsozialisten durchsetzte Landesregierung und Ministe-
rialbürokratie 1955 die Nicht-Verbeamtung auf Lebenszeit auch als
willkommene Möglichkeit sah, sich von gewerkschaftlich und sozi-
aldemokratisch geprägten Richtern zu trennen, die in der Zeit des
Nationalsozialismus erhebliche berufliche Nachteile hinnehmen
müssen. Angesichts der Praxis der nationalsozialistischen Justiz
muss es wie Hohn klingen, wenn der zuständige Leiter der Abtei-
lung Arbeit im Sozialministerium, Dr. Timm, der während des Krie-
ges als Ministerialdirigent im Reichsarbeitsministerium das „Euro-
paamt“ leitete und für den Arbeitseinsatz der „Fremdarbeiter“ zu-
ständig war,49 in einem Schreiben an die Allgemeine Abteilung in
Bezug auf die Genannten schreibt: Das Fehlen jeglicher Vorbildung
überhaupt und die Tatsache, daß die Richter infolge ihrer mangeln-
den Ausbildung nie Gelegenheit hatten, in die ethische Haltung des
Richterberufes eingeführt zu werden, muß allein schon als wichtiger
Grund für die Ablehnung der Übernahme als Richter auf Lebenszeit
angesehen werden.50Die drei Richter legten zwar beim Ministerprä-
sidenten Einspruch gegen ihre Nicht-Übernahme ein, verzichteten
aber nach der Ablehnung ihrer Einsprüche auf Klagen. Schon bei der
Beratung des Kabinetts über die Frage der Übernahme der Nicht-Ju-
risten als Arbeitsrichter im April 1955 hatte die Landesregierung

44 LASH Abt. 761 Nr. 1029 und LASH
Abt. 761 Nr. 892.
45 LASH Abt.761 Nr. 1060. 
46 Zu Richter siehe „Ergänzende Anmer-
kungen …“ am Schluss des Aufsatzes, so-
wie detailliert Thomas PUSCH, Politisches
Exil als Migrationsgeschichte. Schleswig-
Holsteiner EmigrantInnen und das skandi-
navische Exil 1933-1960, Diss. Flensburg
2003, S. 444-458, online:
https://www.zhb-
flensburg.de/?id=16381 (Zugriff
22.2.2018).
47 LASH Abt. 761 Nr. 1145, Bl. 73.
48 LASH Abt. 761 Nr. 1145, Vermerk Dr.
Timm vom 3. März 1955.
49 Klaus-Detlev GODAU-SCHÜTTKE, Die
Heyde/Sawade-Affäre. Wie Juristen und
Mediziner den Euthanasieprofessor Heyde
nach 1945 deckten und straflos blieben,
Baden-Baden 1998, S. 126f.
50 LASH Abt. 761 Nr. 1145, Vermerk
vom 3. März 1955.
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grundsätzlich festgestellt, dass zu Arbeitsrichtern nur
Persönlichkeiten mit der Befähigung zum Richteramt
ernannt werden sollen.51Damit wurde die Position der
Arbeitgeber übernommen, die nur im besonderen Ein-
zelfall die Berufung von Nicht-Volljuristen befürworte-
ten,52 und den Bestrebungen der Gewerkschaften, die
ein Interesse daran hatten, dass die Arbeitsgerichte Lai-
engerichte blieben und die sich deshalb immer wieder
für die Wiederbestellung der Nicht-Juristen unter den
Arbeitsrichtern eingesetzt hatten,53 eine Absage erteilt.
Von der Möglichkeit nach § 18 Abs. 3 ArbGG, Perso-
nen, die nicht die Befähigung zum Richteramt besaßen,
zu Vorsitzenden an Arbeitsgerichten zu ernennen, wur-
de somit in Schleswig-Holstein schon lange vor Inkraft-
treten des Deutschen Richtergesetzes von 1961, das
auch für die Vorsitzenden an Arbeitsgerichten zwin-
gend die Befähigung zum Richteramt vorsieht,54 kein
Gebrauch mehr gemacht – eine Entwicklung, die auch
für die anderen norddeutschen Bundesländer belegt
ist.55Der laut Richtlinien des Sozialministeriums vom
Januar 1949 mögliche zweijährige Vorbereitungsdienst
für die Laufbahn eines Arbeitsgerichtsvorsitzenden für
Anwärter, die nicht aus dem richterlichen Beruf hervor-
gegangen waren,56wurde offensichtlich nicht in die
Praxis umgesetzt.

Ab 1953 wurden zwar zunehmend Juristen einge-
stellt, die ihre Ausbildung nach dem Krieg abgeschlos-
sen hatten, aber bis 1958 wurden noch vier Richter (Pe-
cher, Weise, Schmidt und Berg) in die Arbeitsgerichts-
barkeit übernommen, die schon vor dem Krieg in der
Justiz tätig gewesenwaren. 

Auch nach Inkrafttreten des Arbeitsgerichtsgesetzes
von 1953 war weiterhin der Sozialminister für die Ar-
beitsgerichte zuständig. Allerdings musste er in ver-
schiedenen Einzelfragen im Einvernehmen oder Be-
nehmen mit dem Justizminister handeln.57

3. Biographischer Hintergrund der hauptamtlichen Richter. Von
1946 bis 1958 wurden dreißig hauptamtliche Arbeits-
richter dauerhaft bestellt, hinzukommt eine geringe
Zahl an Personen, die für kurze Zeit als Hilfsrichter an
Arbeitsgerichten tätig waren, aber nicht auf eine Plan-
stelle übernommen wurden und deshalb in dieser Un-
tersuchung nicht berücksichtigt werden. Drei 1957 und
1958 eingestellte Assessoren wurden ebenfalls nicht
berücksichtigt, weil sie aufgrund ihres Alters (Geburts-
jahrgänge 1920 und jünger) ihre Ausbildung erst nach
dem Krieg abgelegt haben,58 so dass die Untersu-
chungsgruppe 27 Personen umfasst. Aus heutiger Sicht

51 Ebd., Bl. 73, auszugsweise Abschrift aus der Nieder-
schrift Nr. 28 über die 28. Sitzung der Landesregierung am
5. April 1955. 
52 Vgl. Schreiben des Landesverbandes Schleswig-Holstei-
nischer Arbeitgeberverbände vom 19. Februar 1949 an Mi-
nisterium für Arbeit, Wirtschaft und Verkehr, Abt. Arbeit und
Sozialversicherung betr. Bestellung von Arbeitsgerichtvorsit-
zenden in Schleswig-Holstein (Personalakte Gäde des In-
nenministeriums SH, Bl. 5, Hauptstaatsarchiv [HStA] Stutt-
gart EA4/153 Nr. 143). 
53 So DGB Neumünster am 23. September 1949 an das
Sozialministerium (LASH Abt. 761 Nr. 1109).
54 § 88 Deutsches Richtergesetz vom 8. September
1961, BGBl. 1961 Teil I, S. 1678.
55 Vgl. KIND-KRÜGER, wie Anm. 42, S. 166f. 
56 Vgl. „Ausbildung für die Laufbahn von Arbeitsgerichts-
vorsitzenden“ in: Der Betriebsberater 4 (1949), S. 333.
Text der „Richtlinien für die Ausbildung von Anwärtern für
die Laufbahn der Arbeitsgerichtsvorsitzenden“ vom 21. Ja-
nuar 1949 und einer entsprechenden Prüfungsordnung vom
26. Juli 1950 in: Landesarchiv Nordrhein-Westfalen Abt.
Rheinland (LAV NRW R) NW 506 Nr. 29.
57 Nach § 18 (1) ArbGG sollten die Richter von der obers-
ten Arbeitsbehörde (Sozialministerium) nach Beratung in
einem Ausschuss, in dem Arbeitgeber und Gewerkschaften
vertreten waren, im Benehmen mit dem Justizminister be-
stellt werden. Die Entscheidungsgewalt lag also beim Sozi-
alminister, wovon er im Falle der Nichtverbeamtung von
Giebler, Moritz, Richter und Rüffer auch Gebrauch machte.
In einem anderen Fall gelang es jedoch dem Justizminister
Dr. Leverenz, gegen den Widerstand der Fachabteilung im
Sozialministerium und der Sozialpartner die Ernennung des
Amtsgerichtsrats Berg, der in den dreißiger Jahren am Berli-
ner Arbeitsgericht tätig war, als Richter am Landesarbeits-
gericht durchzusetzen. Gründe, warum Leverenz sich vehe-
ment für Berg einsetzte und damit schließlich nach dem Mi-
nisterwechsel von Asbach zu Ohnesorge auch Erfolg hatte,
sind aus den Akten leider nicht zu erkennen. Vgl. zu der An-
gelegenheit LASH Abtl. 761 Nr. 1162, 1163, 903, 904
und 20942.
58 Es handelt sich hierbei um Enno Rust, Amtszeit von
1957-1985, Dr. Uwe Harder (1923-2016) biographische
Daten unter https://www.spd-geschichtswerkstatt.de
/wiki/Uwe_Harder (Zugriff 12.3.2018), Amtszeit 1958-
1962, und Dr. Dr. Wolfram Zitscher (1924-2013), den
späteren Präsidenten des Landesarbeitsgerichts, Amtszeit
1958-1989. Angaben über die Amtszeiten nach ARENDT u.
a., wie Anm. 3, S. 85f. Nur von Harder liegt eine Personal-
akte vor: LASH Abt. 761 Nr.1072.
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fällt auf, dass unter den Eingestellten keine Frau war. Die erste Ar-
beitsrichterin, Dr. Hannemarie Kühler, wurde in Schleswig-Holstein
erst 1966 ernannt.59

Zu 24 der 27 Richter konnten Personalakten eingesehen werden,
in den übrigen drei Fällen konnten biographische Angaben aus
Sachakten und anderen Quellen erschlossen werden. Die Entnazifi-
zierungsakten konnten von 23 Arbeitsrichtern ermittelt und ausge-
wertet werden.60 In einigen Fällen wurden auch Unterlagen im Bun-
desarchiv und anderen Landesarchiven ermittelt und für die Unter-
suchung herangezogen. 
a) Räumliche Herkunft. Die Mehrheit der Richter stammte ursprünglich
nicht aus Schleswig-Holstein oder Hamburg, sondern ist erst mit
Kriegsende oder später zugewandert. Acht Richter stammten aus
Schleswig-Holstein oder waren vor 1945 dort ansässig, das betraf
bis auf einen alle Nichtjuristen, wobei einer zeitweise im Rheinland
tätig gewesen war. Von den vier Juristen war nur einer vor 1945 auf
Lebenszeit bestellter Richter in Schleswig-Holstein (Gäde),61 einer
(Schmidt) war nach seiner Zeit als Gerichtsassessor in Schleswig-
Holstein 1940 zum Landgerichtsrat in Hamburg ernannt worden,
hatte diese Stelle aber kriegsbedingt erst nach dem Krieg angetre -
ten.62 Einer (Gramm) hatte vor dem Krieg zwar als Gerichtsassessor
in Schleswig-Holstein gearbeitet, war aber aus politischen Gründen
nicht endgültig in den Reichsjustizdienst übernommen worden.63
Der vierte Jurist (Roeper) hat seine juristische Ausbildung erst nach
dem Krieg absolviert. 

Von den übrigen neunzehn Richtern waren vorher sieben in den
deutschen Ostgebieten beziehungsweise Memelland und Danzig
tätig gewesen, fünf in Berlin, Brandenburg und Sachsen. Sechs
Richter hatten vor dem Krieg aufgrund der politischen Verhältnisse
oder ihres Alters keine feste Stellung, einer hatte seine Stelle als
Stadtrat in Königsberg 1933 aus politischen Gründen verloren. 

Der Neuaufbau der Arbeitsgerichtsbarkeit außerhalb der ordent-
lichen Gerichtsbarkeit eröffnete offenbar jenen Juristen eine Berufs-
möglichkeit, die ihre alte Stelle aufgrund der Kriegsumstände verlo-
ren hatten oder aus anderen Gründen vor 1945 nicht in Schleswig-
Holstein im Staatsdienst tätig waren. Zwei Juristen wechselten von
zeitlich befristeten Stellen als Hilfsrichter aus der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit in die Arbeitsgerichtsbarkeit (Krahl, Tetzlaff). Zwei Ju-
risten, denen es als Nicht-Schleswig-Holsteiner gelungen war, eine
Stelle als Amtsgerichtsrat zu erhalten, wechselten auf Beförderungs-
stellen am Landesarbeitsgericht (Berg, Pecher), zwei weitere hatten
vorher eine vergleichbare Stelle bei der Oberfinanzdirektion Kiel
beziehungsweise im Justizdienst des Landes Berlin (Schmidt, H.
Gelhaar). 
b) Alter bei der Einstellung. Das Durchschnittsalter der elf 1946 und
1947 eingestellten Richter betrug 49 Jahre, einer war schon 59, die
meisten waren zwischen 46 und 54 Jahre alt, nur zwei waren unter
45, der jüngste war erstaunlicherweise der Präsident des Landesar-
beitsgerichts Gramm. Von den acht in den Jahren 1948 und 1949

Abb. 6 Hans-Jochen Gramm, 1. Präsident
des Landesarbeitsgerichts 1946-1973
(Arendt wie Anm. 3, Archiv des Landesar-
beitsgerichts)

59 ARENDT u. a, wie Anm. 3, S. 85.
60 Ob und wo Herbert Gelhaar entnazifi-
ziert wurde, konnte nicht ermittelt wer-
den. Für Berg, Moritz und Speth ergeben
sich zwar aus den Akten Hinweise, dass
sie in Schleswig-Holstein entnazifiziert
wurden, die Akten sind aber im Landesar-
chiv nicht auffindbar.
61 Seine Planstelle am Landgericht Kiel
war allerdings vermutlich anderweitig be-
setzt worden, da er ab 1939 ins Sudeten-
land (Landgericht Trautenau) und dann ins
Protektorat Böhmen und Mähren (Landge-
richt Brünn) abgeordnet bzw. versetzt wur-
de (LASH Abt. 460.19 Nr. 1843). Siehe
„Ergänzende Anmerkungen…“ 
62 Er schied 1947 auf eigenen Antrag aus
dem hamburgischen Justizdienst aus, um
promovieren zu können und dann im Versi-
cherungswesen zu arbeiten. Diese Pläne
haben sich aber zerschlagen (LASH Abt.
786 Nr. 1600, Bl.1).
63 LASH Abt. 761 Nr. 1061, Personalbo-
gen des Reichsjustizministeriums (RJM).
Siehe „Ergänzende Anmerkungen …“. 
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eingestellten Richtern waren zwei jünger als 40, fünf waren 41 bis
50 Jahre alt, einer schon 53; das Durchschnittsalter bei der Einstel-
lung betrug 44 Jahre. Die acht in den Jahren 1953 bis 1958 einge-
stellten Richter waren im Schnitt ebenfalls fast 44 Jahre alt, vier wa-
ren jünger als 40, zwei waren 48 und 50, aber auch noch zwei über
50. Das relativ hohe Einstellungsalter dürfte durch die besonderen
Bedingungen der Nachkriegszeit bedingt sein, denn neben den be-
rufserfahrenen Richtern waren auch die Nachwuchsrichter, die un-
mittelbar nach der Ausbildung oder relativ kurz danach eingestellt
wurden, durch Kriegsdienst, Gefangenschaft und politische Benach-
teiligung während des Nationalsozialismus bei der Einstellung
schon Mitte oder Ende 30. 
c) Schul- und Berufsausbildung. 20 der 27 Richter hatten nach dem Abitur
ein Jurastudium begonnen und ihre Ausbildung – zum Teil nach
kriegsbedingter Unterbrechung – mit der Zweiten Staatsprüfung und
teilweise parallel mit einer Promotion abgeschlossen, waren also
Volljuristen. Zwei von ihnen hatten vor Beginn des Jurastudiums
eine kaufmännische Ausbildung zum Kaufmannsgehilfen bezie-
hungsweise Diplom-Kaufmann absolviert (Roeper, Berger). Zwei
weitere Juristen (Lobenberg und Richter) hatten als Studienab-
schluss lediglich die Promotion, wobei Richter sein Abitur erst nach
Volksschule, Handelsschule, Ausbildung und Berufstätigkeit als
kaufmännischer Angestellter extern abgelegt hatte. Von den elf Dis-
sertationen behandeln sechs zivilrechtliche Themen, drei strafrecht-
liche Themen (davon eine die Neugestaltung des kriegsstrafrechtli-
chen Verfahrens), eine Dissertation befasst sich mit einem Thema
aus dem Wirtschaftsrecht. In einem Fall konnte das Thema der Dis-
sertation nicht ermittelt werden. Soweit bekannt beschäftigte sich
keine der Dissertationen mit einem arbeitsrechtlichen Thema. Ein
1955 eingestellter Assessor gab zwar an, als Doktorand über ein ar-
beits- und verfassungsrechtliches Thema zu arbeiten, hat die Disser-
tation aber dann offensichtlich nicht abgeschlossen.64

Vier Richter (Dunkelmann, Giebner, Moritz und Rüffer) hatten
nach dem Besuch der Volksschule eine Berufsausbildung als Schlos-
ser und Maschinenbauer, Tischler, Bürogehilfe65 und Tuchmacher
begonnen. Ein weiterer (Wenners) hat mit Obersekunda-Reife von
1917 bis 1928 als Büroangestellter gearbeitet, danach war er in ver-
schiedenen Arbeitsämtern beschäftigt und legte die zweite Prüfung
für Angestellte bei der Reichsanstalt für Arbeit sowie während des
Krieges die Prüfung für Offiziere im Truppensonderdienst an der
Heeresverwaltungsschule München ab.66Dunkelmann hat neben
seiner Berufsausbildung vier Jahre lang die technische Abendschule
besucht und dann zwei Jahre an der Maschinenbauschule Hamburg
studiert.67Giebner gab an, sich in Abendkursen der Hamburger
Volkshochschule im Bürgerlichen Recht, Arbeitsrecht, Arbeits-
schutzgesetz, Sozialversicherungen, Betriebs- und Wirtschaftslehre
weitergebildet zu haben.68  

Rüffer hat 1928/29 mit Förderung durch die Gewerkschaft ein
Jahr an der Akademie der Arbeit in Frankfurt studiert und 1936 bis

64 LASH Abt.786 Nr. 6753. In Arbeit und
Recht 10 (1962), S. 120 wird er als -
„Arbeitsgerichtsrat Eberhard Preuß (Elms-
horn)“ tituliert.
65 Ob Moritz, der als Tätigkeit nach der
Volksschule Bürogehilfe angibt, tatsächlich
eine Lehre gemacht hat, geht aus den Un-
terlagen nicht hervor. LASH Abt.761, Nr.
1108.
66 LASH Abt. 761 Nr. 1215.
67 LASH Abt. 460 Nr. 4216, Lebenslauf
vom 3. Juni 1946.
68 LASH Abt. 761 Nr. 1046.
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1938 in Köln als Hörer an der Verwaltungsakademie ein Diplom er-
worben.69 Bis auf Rüffer, der 1948 berufen wurde, wurden alle Rich-
ter ohne zweites juristisches Staatsexamen im August 1946 einge-
stellt. Dies könnte auf einen zurückgehenden Einfluss der Gewerk-
schaften im Auswahlverfahren hindeuten, mag aber auch darauf
zurückzuführen sein, dass die 1946 berufenen Nichtjuristen zumTeil
offensichtlich Schwierigkeiten hatten, den Anforderungen des Rich-
terberufes zu entsprechen.
d) Berufstätigkeit vor der Einstellung. Alle elf in den Jahren 1946 und
1947 eingestellten Richter waren schon vor ihrer Einstellung beruf-
lich tätig gewesen. Giebner war Tischler, langjähriger Betriebsrat
und von 1929 bis 1933 als Gewerkschaftsfunktionär für Arbeitsrecht
zuständig. Er schlug sich danach als selbständiger Lebensmittel-
kaufmann durch und fand nach dem Krieg eine Stelle beim Arbeit-
samt.70Dunkelmann war Ingenieur und Abteilungsleiter bei der Ger-
mania-Werft, nach dem Krieg wurde er dort Personalchef.71Wen-
ners hatte zunächst bei der Stadt Kiel, der Post und verschiedenen
Firmen Bürotätigkeiten ausgeübt, bevor er 1929 zur Arbeitsverwal-
tung wechselte. Nach dem Krieg arbeitete er zuletzt als Oberinspek-
tor beim Arbeitsamt Heide.72Moritz war vor 1945 lange Jahre beim
Arbeitsamt beziehungsweise Landesarbeitsamt Danzig beschäftigt.
Nach dem Krieg war er von September 1945 bis Juni 1946 Volks-
richter/Amtsgerichtsrat in Neubuckow/Mecklenburg.73

Zwei Richter (Lobenberg und Richter) waren promovierte
Juris ten ohne Zweite Staatsprüfung. Lobenberg hatte nach seinem
Studium zunächst in der Versicherungswirtschaft gearbeitet, danach
von 1939 bis 1945 als leitender Angestellter einer Firma in Berlin.
Nach 1945 schlug er sich als selbständiger Wirtschaftsberater
durch.74 Richter hatte vor seinem Externen-Abitur und Jurastudium
verschiedene kaufmännische Tätigkeiten ausgeübt. Nach der
Machtübernahme durch die Nationalsozialisten tauchte er unter und
floh über die Tschechoslowakei nach Dänemark. Dort war er publi-
zistisch tätig, 1940 wurde er von den deutschen Besetzern verhaftet
und kam ins Konzentrationslager Sachsenhausen, wo er nach eige-
nen Angaben die Finanzbuchhaltung einer SS-Firma leitete. Nach
dem Krieg war er bei der Stadt Flensburg als Abteilungsleiter für die
Betreuung von Staatenlosen (displaced persons) und ehemaligen
KZ-Häftlingen zuständig.75

Von den fünf 1946 eingestellten Volljuristen (Behling, Fuchs, F.
Gelhaar, Bork und Gramm) war nur Amtsgerichtsrat Behling schon
vor dem Krieg als Richter fest angestellt. Fuchs und F. Gelhaar wa-
ren Verwaltungsjuristen, Fuchs als Stadtrat in Königsberg, wo er
1933 entlassen wurde,76 F. Gelhaar als Leiter des Oberversiche-
rungsamtes in Memel. Nach dem Anschluss des Memellandes war er
als Regierungsdirektor außerdem stellvertretender Regierungspräsi-
dent.77 Fuchs war nach dem Krieg beim Arbeitsamt Schleswig be-
schäftigt, F. Gelhaar war arbeitslos. Bork war bis 1945 Rechtsanwalt
und Notar in Königsberg, seine berufliche Tätigkeit nach dem Krieg
ist unbekannt, vermutlich war er arbeitslos.78

69 LASH Abt. 761 Nr. 1145.
70 LASH Abt. 761 Nr. 1046 und Nr.
1047.
71 LASH Abt. 460 Nr. 4216.
72 LASH Abt. 761 Nr. 1213.
73 LASH Abt. 761 Nr. 1108.
74 LASH Abt. 761 Nr. 1104.
75 LASH Abt. 761 Nr. 1147, vgl. zu Rich-
ter auch Thomas PUSCH, wie Anm. 46,
S. 441, sowie „Ergänzende Anmerkun-
gen …“.
76 LASH Abt. 761 Nr. 1029.
77 LASH Abt. 761 Nr. 1050.
78 LASH Abt. 611 Nr. 2117. 
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Gramm war zwar nach seiner zweiten Staatsprüfung 1934 zum
Gerichtsassessor ernannt worden, wurde aber 1939 vom Reichsjus -
tizministerium nicht als Anwärter für den Richterdienst übernom-
men. Nach dem Krieg wurde er im März 1946 Amtsgerichtsrat beim
Amtsgericht Kiel.79

In den Jahren 1948 und 1949 wurden acht Richter neu einge-
stellt: Rüffer, Borrmann, Speth, Krahl, Behrens, Gäde, Ginzel und
Tetzlaff. Rüffer, ein gelernter Tuchmacher, war von 1929 bis 1933
Geschäftsführer des Bezirkskartells der christlichen Gewerkschaf-
ten Düren. Während der NS-Zeit arbeitete er in der Heeresverwal-
tung, zuletzt als Zahlmeister, und kam erst 1948 aus sowjetischer
Gefangenschaft zurück. Alle anderen waren Volljuristen, vier von
ihnen (Gäde, Ginzel, Krahl und Tetzlaff) hatten bereits längere Zeit
als Landgerichtsdirektor beziehungsweise Amtsgerichtsräte amtiert.
Tetzlaff war während des Krieges Oberstabsrichter, Krahl Ober-
stabsintendant (höherer Verwaltungsbeamter bei der Wehrmacht).
Nach dem Krieg waren sie zunächst arbeitslos oder übten berufs-
fremde Tätigkeiten aus.80 Borrmann und Speth waren vor 1945 zu-
letzt Gerichtsassessoren. Borrmann arbeitete von 1945 bis 1946 als
Staatsanwalt und Nachlassrichter am Amtsgericht in Halberstadt
(Sowjetische Besatzungszone), nach seiner Übersiedlung nach Han-
nover fand er ebenso wie Speth zunächst keine adäquate Beschäfti-
gung, Speth arbeitete zum Beispiel als Musiker.81 Behrens, der 1934
aus politischen Gründen nicht zum Referendariat zugelassen wurde,
war zunächst arbeitslos, schloss dann zusätzlich ein Betriebswirt-
schaftsstudium mit Diplom ab und arbeitete bis zum Kriegsbeginn
für kurze Zeit in der Privatwirtschaft. Nach dem Krieg absolvierte er
sein Referendariat und legte die Zweite Staatsprüfung ab.82

In den Jahren 1953 bis 1958 wurden elf Richter neu eingestellt,
von denen acht in die Untersuchung einfließen. Vier von ihnen (Ber-
ger, Roeper, Preuß und H. Gelhaar83) hatten ihre Ausbildung erst
nach dem Krieg beendet. Berger hatte während des Krieges ein Stu-
dium an der Wirtschaftshochschule Berlin mit der Prüfung zum Di-
plom-Kaufmann abgeschlossen und danach ein Jurastudium begon-
nen, das er 1948 abschloss.84 Roeper hatte zunächst eine kaufmänni-
sche Lehre absolviert und die Kaufmannsgehilfenprüfung abge-
legt.85H. Gelhaar hatte zwar sein Studium vor dem Krieg abge-
schlossen, konnte aber erst 1949 die Zweite Staatsprüfung ablegen,
und war dann einige Jahre in Berlin im Justizdienst tätig, zuletzt als
Landgerichtsrat, bevor er sich zur Arbeitsgerichtsbarkeit in Schles-
wig-Holstein abordnen ließ. Ursprünglich wollte er wohl dauerhaft
in Schleswig-Holstein bleiben, zog aber 1957 einen Antrag auf
Übernahme in den Landesdienst zurück und ging wieder nach Berlin
zurück.86

Die anderen vier der bis 1958 eingestellten Richter (Pecher,
Berg, Weise, Schmidt) erhielten ihre erste Planstelle während der
NS-Zeit, die drei Erstgenannten hatten aber ihre Ausbildung schon
in der Zeit der Weimarer Republik absolviert, Berg und Schmidt wa-
ren während des Krieges Kriegsrichter bei der Luftwaffe bezie-

79 LASH Abt 761 Nr. 1060 und 1061.
80 LASH Ab. 460.19 Nr. 1843, LASH Abt.
761 Nr. 1054, LASH Abt. 761 Nr. 1086,
LASH Abt. 761 Nr. 1203 und 1204. 
81 Niedersächsisches Landesarchiv Han-
nover (NLA HA) Nds. 300 Acc. 2008/100
Nr. 2, LASH Abt. 761 Nr. 1162.
82 LASH Abt. 761 Nr. 892.
83 Sohn von F. Gelhaar.
84 LASH Abt. 350 Nr. 4626.
85 Archiv der Hansestadt Lübeck (AHL)
Bestand 2.7 Entnazifizierung Hauptkartei
Soll-Nr. 15553.
86 LASH Abt. 761 Nr. 1049, Personalak-
ten über seine Zeit vor und nach dem
Dienst in Schleswig-Holstein konnten nicht
ermittelt werden. 
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hungsweise der Marine. Landgerichtsdirektor Pecher war nach der
Entlassung aus amerikanischer Gefangenschaft 1946 zunächst inter-
niert worden, arbeitete dann ab 1947 als Landarbeiter. Es gelang ihm
zunächst nicht, wieder in der Justiz eingestellt zu werden, da er im
ersten Entnazifizierungsverfahren in die Kategorie IV eingereiht
worden war.87 1948 wurde er wissenschaftlicher Hilfsarbeiter bei ei-
nem Rechtsanwalt und Notar in Kiel. Nach positivem Abschluss sei-
nes Entnazifizierungsverfahrens wurde er im Juli 1949 Hilfsrichter
an den Amtsgerichten Hohenwestedt und Kiel, sowie am Landge-
richt Kiel. Im Januar 1953 wurde er zum Amtsgerichtsrat und Beam-
ten auf Lebenszeit ernannt und ans Landgericht Kiel abgeordnet, be-
vor er im April 1953 Landesarbeitsgerichtsdirektor am Landesar-
beitsgericht wurde.88Amtsgerichtsrat Berg arbeitete nach der
Kriegsgefangenschaft ebenfalls zunächst als Arbeiter, erhielt jedoch
schon im April 1947 eine Hilfsrichterstelle und wurde im September
1950 Amtsgerichtsrat in Kiel.89 Landgerichtsrat Weise wurde 1945
in Torgau (Sowjetische Besatzungszone) entlassen. Er bemühte sich
1947 offenbar um Übernahme in den niedersächsischen Justiz -
dienst,90 arbeitete dann aber ab 1947 zunächst als Bücherrevisor, ab
1951 als Buchhalter bei der Genossenschaft Torgau. 1955 flüchtete
er mit seiner Familie in die Bundesrepublik und wurde hier gegen
Bedenken Gramms im Hinblick auf den Altersaufbau der Arbeitsge-
richtsbarkeit 1956 Arbeitsgerichtsrat.91 Landgerichtsrat Schmidt
wurde zunächst im September 1945 in Hamburg von der Militärre-
gierung entlassen, konnte aber erreichen, dass die Entlassung An-
fang 1947 rückgängig gemacht wurde. Er beantragte dann im No-
vember 1947 selbst seine Entlassung aus dem Justizdienst, um pro-
movieren zu können und danach im Versicherungswesen tätig zu
werden. Als sich diese Pläne zerschlugen, wurde er 1950 nach einer
kurzen Tätigkeit bei der Landesversicherungsanstalt Schleswig-Hol-
stein zunächst Hilfsrichter beim Amtsgericht Kiel. Ab Dezember
1951 arbeitete er bei der Oberfinanzdirektion Kiel, wo er im August
1952 als Regierungsrat zum Beamten auf Lebenszeit ernannt
wurde.92

Zusammenfassend ist bezüglich der beruflichen Erfahrungen
festzustellen, dass nicht nur die sieben Nicht-Volljuristen, sondern
auch die meisten der älteren Volljuristen unter den Arbeitsrichtern
Erfahrungen auf dem Gebiet des Arbeitslebens außerhalb von Justiz
und öffentlicher Verwaltung sowie mit Arbeitslosigkeit hatten,
während die jüngeren nach 1953 eingestellten Juristen direkt nach
dem Referendariat in den Justizdienst oder die Arbeitsgerichtsbar-
keit eintraten. Allerdings wiesen auch sie bedingt durch Kriegs-
dienst, Gefangenschaft, Internierung oder vorangegangene ander-
weitige Ausbildung keinen geradlinigen Karriereverlauf auf. 

Nur etwa die Hälfte der Eingestellten hatte aufgrund ihrer frühe-
ren beruflichen Tätigkeit Kenntnisse und Erfahrungen im Arbeits-
recht und/oder in der Arbeitsgerichtsbarkeit. Sechs Richter waren
vor dem Krieg im Haupt- oder Nebenamt als Arbeitsrichter (Berg,
Behling, Gäde, Krahl, Weise) beziehungsweise Vorsitzender des Ge-

87 Siehe „Ergänzende Anmerkungen…“. 
88 BArch PERS 101/74292, Personalak-
te (PA) des Sozialministeriums, Bl. 29 und
30.
89 LASH Abt. 761 Nr. 903, LASH Abt.
786 Nr. 6379.
90 Niedersächsisches Landesarchiv Wol-
fenbüttel (NLA WO) 3 Nds. 92/1
Nr. 22281
91 LASH Abt. 761 Nr. 1220.
92 LASH Abt. 761 Nr. 1189, Abt. 460.19
Nr. 324, Abt. 786 Nr. 1600.

Werner Kind-Krüger Der Wiederaufbau der Arbeitsgerichtsbarkeit 197

06 Kind-Krüger.qxp_04 Wieske  31.03.20  00:24  Seite 197



werbe- und Kaufmannsgerichts (Fuchs) tätig. Zwei Richter waren
vor (Moritz) beziehungsweise nach dem Krieg (Schmidt) ehrenamt-
liche Beisitzer an einem Arbeitsgericht. Acht Richter hatten Erfah-
rungen im Arbeitsrecht aufgrund ihrer beruflichen Stellung als Ge-
werkschaftsfunktionär (Giebner, Rüffer), Angestellter beim Arbeits -
amt (Wenners), Betriebsrat, Betriebsführer und Personalchef (Dun-
kelmann), Prozessvertreter ihrer Behörde (Schmidt), Behördenleiter
(F. Gelhaar) oder leitender Angestellter (Lobenberg, Weise). Einer
gab an, sich als Doktorand mit arbeitsrechtlichen Fragen zu beschäf-
tigen (Preuß).93Das Vorliegen von Kenntnissen und Erfahrungen im
Arbeitsrecht scheint aber zumindest nach 1948 eher kein wichtiges
Einstellungskriterium gewesen zu sein. Lediglich bei Schmidt wur-
de die Einstellung besonders wegen seiner Erfahrungen als Beisitzer
und Prozessvertreter in der Arbeitsgerichtsbarkeit befürwortet,94
während bei Weise und Berg die formal vorliegenden Erfahrungen
angezweifelt wurden.95 Insgesamt dürften die älteren Richter zumin-
dest formal besser das Anforderungsprofil an Arbeitsrichter gemäß
Art. VI KRG 21 und §18 (3) ArbGG 1953 erfüllt haben als die später
eingestellten jüngeren Richter. Um die fehlenden Kenntnisse auszu-
gleichen wurden die neu eingestellten Assessoren deshalb zuerst zu
einer mehrwöchigen Einarbeitung an das Landesarbeitsgericht abge-
ordnet.96
4. Haltung der Vorsitzenden zum Nationalsozialismus. Es ist bekannt, dass in
der jungen Bundesrepublik gerade im Bereich der Justiz der Anteil
der durch den Nationalsozialismus belasteten Personen sehr hoch
war. Zwar mussten nach Art. 4 des Kontrollratsgesetzes Nr. 4 vom
20. Oktober 1945 alle früheren Mitglieder der Nazipartei, die sich
aktiv für deren Tätigkeit eingesetzt haben, und alle anderen Perso-
nen, die an den Strafmethoden des Hitlerregimes direkten Anteil hat-
ten, ihres Amtes als Richter und Staatsanwälte enthoben werden und
[durften] nicht zu solchen Ämtern zugelassen werden,97 aber
während in der amerikanischen, französischen und sowjetischen Be-
satzungszone noch 1946 frühere NSDAP-Mitglieder von vorneher-
ein vom Justizdienst ausgeschlossen waren, wurde in der britischen
Besatzungszone großzügiger verfahren.98Die Präsidenten der Ober-
landesgerichte waren zwar persönlich unbelastet, sie konnten aber
bei der Besatzungsmacht eine eher nachsichtige Einstellungs- und
Überprüfungspraxis gegenüber Richtern durchsetzen, die durch die
Mitgliedschaft in der NSDAP und ihren Organisationen belastet wa-
ren. So konnten schon im Oktober 1945 dank der „Huckepack-Re-
gel“, nach der auf jeden Unbelasteten ein formell Belasteter in den
Justizdienst kommen konnte, durch Mitgliedschaft in der NSDAP
oder ihren Organisationen belastete Juristen wieder in den Justiz-
dienst eingestellt werden beziehungsweise im Amt verbleiben.99 Im
Laufe des Jahres 1946 fielen weitere Beschränkungen und durch die
Regelungen zum Art. 131 GG entstand ab 1951 quasi ein Anspruch
auf Wiedereinstellung für entlassene NS-Juristen. Wenzlau gibt an,
dass vor diesem Hintergrund 1948 der Anteil der ehemaligen
 NSDAP-Mitglieder unter den Richtern an Landgerichten in Nieder-

93 Vgl. Anm. 64. 
94 LASH Abt. 761 Nr. 1189, Schreiben
Gramms vom 13. August 1957.
95 LASH Abt. 761 Nr. 1220 Bl. 23; LASH
Abt. 761 Nr. 903, Schreiben von DAG und
DGB vom Januar 1958, und Nr. 904, Ver-
merk Dr. Timm vom 26.4.1957. 
96 LASH Abt. 761 Nr. 20942, Vermerk
über Besprechung vom 24. August 1957
(Bl. 126f.) und Vermerk vom
26.10.1957 (Bl. 164). 
97 Amtsblatt des Kontrollrats in Deutsch-
land S. 26, zit. nach http://www.verfas-
sungen.de/de/de45-49/kr-gesetz4.htm
(Zugriff 13.3.2017).
98 Joachim PERELS, Die Ausschaltung des
Justizapparats der NS-Diktatur. Vorausset-
zung des demokratischen Neubeginns, in:
Joachim PERELS u. Wolfram WETTE
(Hrsg.), Mit reinem Gewissen. Wehrmacht-
richter in der Bundesrepublik und ihre Op-
fer, Berlin 2011, S. 22-40, hier S. 34 f.
99 Vgl. WENZLAU, wie Anm. 5, S. 130 ff.
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sachsen und den anderen norddeutschen Ländern 80 bis 90 Prozent
betrug.100Vor diesem Hintergrund ist es von Interesse zu prüfen, in-
wieweit auch die Vorsitzenden der Arbeitsgerichte nationalsoziali-
stisch belastet waren. 

Die folgenden Feststellungen zur NS-Belastung der Richter stüt-
zen sich auf die Angaben in den Personalakten bei der Einstellung,
soweit vorhanden auf die Personalbögen des Reichsjustizministeri-
ums, die Angaben zur Mitgliedschaft in der NSDAP und anderen na-
tionalsozialistischen Organisationen sowie oft auch Beurteilungen
der Vorgesetzten enthalten, auf die von fast allen Richtern vorliegen-
den Entnazifizierungsakten, auf die Angaben in den NSDAP-Mit-
gliederkarteien der Sammlung Berlin Document Center des Bundes-
archivs Berlin101 sowie in Einzelfällen auf weitere Quellen und Se-
kundärliteratur. In Anlehnung an die Kriterien in der Untersuchung
von Danker und Lehmann-Himmel102 kann die Quellendichte in
zwei Fällen als „gut“ bezeichnet werden, das heißt die Angaben im
Entnazifizierungsfragebogen werden durch Quellen aus der NS-Zeit
und weiteren Forschungen belegt, so dass sich ein recht genaues
Bild der Person ergibt. In sechzehn Fällen werden die nach 1945 ge-
machten eigenen Angaben der Betroffenen durch Quellen aus der
Zeit vor 1945 gestützt, so dass man von einer befriedigenden Quel-
lendichte sprechen kann. In acht Fällen liegen meist relativ ausführ-
liche Angaben aus den Einstellungsunterlagen, dem Lebenslauf und
der Entnazifizierungsakte vor, die zwar nicht durch Dokumente aus
der NS-Zeit gestützt werden, aber ausreichen, um die Person im
Hinblick auf ihre NS-Vergangenheit einzuschätzen. Nur in einem
Fall liegen keine Angaben vor, aus denen man die Haltung zum Na-
tionalsozialismus erkennen könnte.103

Aus den Akten des Reichsjustizministeriums, der NSDAP und
den eigenen Angaben in den Entnazifizierungsfragebögen bezie-
hungsweise Bewerbungsunterlagen ergeben sich folgende Zahlen
für die Mitgliedschaft in der NSDAP und anderen nationalsozialisti-
schen Organisationen und Verbänden: 

NSDAP                                                   13, davon mit Amt:   6
SA:                                                          7, davon mit Amt:104  4
SS:                                                           keiner                        
Förderkreis der SS:                                 1, Waffen-SS:            1
Hitlerjugend (HJ):                                   4,  davon mit Amt:     2
NS-Rechtswahrerbund                            13
Reichsbund Deutscher Beamter              1
Nationalsoz. Volkswohlfahrt (NSV):      15, davon mit Amt:   2
Deutsche Arbeitsfront (DAF):                6
Luftschutzbund:                                      8, davon mit Amt:      1
Volksbund für das Deutschtum im Ausland (VDA):                 2

Es fällt auf, das von den elf 1946 und 1947 eingestellten Rich-
tern nur drei Parteimitglied beziehungsweise Parteianwärter waren
(Eintrittsjahr 1937, 1939 und 1940), von den acht 1948 und 1949

100 WENZLAU, wie Anm. 5, hier S. 138.
RAIM, wie Anm. 4, hier S. 376, zitiert aus
einem Brief des Direktors des Ministry of
Justice Control Branch, Colonel Rathbone,
vom 17.2.1946 an den Chef der Legal Di-
vision, in dem er sich beklagt, dass das
Problem der Entnazifizierung in Schleswig-
Holstein größer ist als in jedem anderen
Teil der Britischen Zone. 
101 Bei der Überprüfung anhand der Gau-
kartei und der Zentralkartei der NSDAP
zeigte sich, dass bei immerhin fünf Rich-
tern die Mitgliederkartei keinen Nachweis
einer Mitgliedschaft in der NSDAP lieferte,
obwohl eine solche laut den Angaben im
Entnazifizierungsfragebogen vorlag. 
102 Schleswig-Holsteinischer Landtag,
Drucksache 18/4464, im Folgenden zi-
tiert nach:
https://www.landtag.ltsh.de/infothek/w
ahl18/drucks/4400/drucksache-18-
4464.pdf (Zugriff: 3.9.2018), S. 51-54;
2017 als Buch erschienen: Uwe DANKER,
Sebastian LEHMANN-HIMMEL, Landespoli-
tik mit Vergangenheit. Geschichtswissen-
schaftliche Aufarbeitung der personellen
und strukturellen Kontinuität nach 1945 in
der schleswig-holsteinischen Legislative
und Exekutive, Husum 2017.
103 Es handelt sich hier um den Landge-
richtsrat Herbert Gelhaar, der nur für zwei
Jahre von Berlin nach Schleswig-Holstein
abgeordnet war, und von dem nur bekannt
ist, dass er sein Studium im Dezember
1938 mit der Ersten Staatsprüfung abge-
schlossen und offenbar erst nach dem
Krieg das Referendariat in Bayern absol-
viert hat.
104 Bei SA und HJ: Scharführer und hö-
her.
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Typisierung nach Gutachten des IZRG für
den Schleswig-Holsteinischen Landtag,
Drucksache 18/4464111 
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Eingestellten waren fünf in der Partei (drei mit Eintrittsjahr 1933,
zwei mit Eintrittsjahr 1937). Von den acht zwischen 1950 und 1958
eingestellten Richtern waren zwei 1933, einer 1935 und zwei 1937
in die Partei eingetreten. Zwei Richter, die erst nach dem Krieg stu-
diert hatten, waren nicht in der Partei, bezüglich Herbert Gelhaar
kann dazu keine Aussage gemacht werden. Keiner gehörte zu den
„alten Kämpfern oder alten Parteigenossen“ mit Parteieintritt vor
1928 beziehungsweise 1933, aber einer (Preuss) gab 1931 als Ein-
trittsdatum für die Hitlerjugend an und wurde dann auch im März
1935 in die NSDAP übernommen.105

Bis auf den Emigranten Richter und den ehemaligen Gewerk-
schaftsfunktionär Giebner gaben alle an, Mitglied in mindestens ei-
ner nationalsozialistischen Organisation gewesen zu sein. Alle in der
NS-Zeit amtierenden Juristen (14) waren Mitglied im NS-Rechts-
wahrerbund oder im Reichsbund Deutscher Beamter. 

Die formale Mitgliedschaft in der NSDAP und anderen NS-Or-
ganisation allein ist allerdings nicht unbedingt aussagekräftig in Be-
zug auf die Einstellung der betreffenden Person zur nationalsoziali-
stischen Ideologie und das daraus folgende Handeln, denn für die
Juristen war die Mitgliedschaft in der NSDAP Voraussetzung für die
Festanstellung und Beförderung im Justizdienst,106 und die Mitglied-
schaft in NSV, DAF oder Luftschutzbund diente offenbar auch de-
nen, die dem Nationalsozialismus eher distanziert gegenüber stan-
den, dazu, ihre Zugehörigkeit zur „Volksgemeinschaft“ zu zeigen
und berufliche Nachteile und Diskriminierung zu vermeiden. Eine
tragfähigere Einschätzung der NS-Vergangenheit muss daher weite-
re Kriterien umfassen, die Auskunft über das Verhalten vor und
während der NS-Zeit geben. Dazu gehören zum Beispiel belegte
Opposition vor und nach 1933, Widerstand und Verfolgung, Ein-
trittsdatum in die Partei und angegliederte Organisationen, Übernah-
me von Ämtern in Partei und NS-Organisationen, dienstliche Beur-
teilungen und andere Dokumente in den Akten des Reichsjustizmi-
nisteriums, Tätigkeit an Sondergerichten oder als Kriegsrichter, Mit-
wirkung im nationalsozialistischen Verfolgungsapparat und entspre-
chenden Dienststellen in den besetzten Ländern.

Beispielhaft für eine solche qualitative Bewertung der NS-Belas -
tung bestimmter Personen ist die im Auftrag des Schleswig-Holstei-
nischen Landtages erstellte Geschichtswissenschaftliche Aufarbei-
tung der personellen und strukturellen Kontinuität nach 1945 in der
schleswig-holsteinischen Legislative und Exekutive des Instituts für
Schleswig-Holsteinische Zeit- und Regionalgeschichte (IZRG).107
Uwe Danker und Sebastian Lehmann-Himmel haben dafür die Ab-
geordneten des Schleswig-Holsteinischen Landtags sowie hohe Be-
amte der Geburtsjahrgänge bis 1928 vier NS-Grundorientierungen
und der Gruppe „ns-sozialisiert“ zugeordnet, an denen sich ihre Be-
lastung durch die NS-Zeit festmachen lässt:108

105 BArch R 9361-IX Kartei/
33161042. Siehe auch „Ergänzende An-
merkungen …“.
106 So wurde Gramm 1939 wegen eines
abgelehnten Aufnahmeantrags in die
NSDAP nicht als Anwärter für den richterli-
chen Dienst übernommen (LASH Abt. 761
Nr. 1061, PA Gramm des Reichsjustizmi-
nisteriums) und Weise konnte erst mit Ver-
zögerung zum Landgerichtsrat ernannt
werden, nachdem der Vorwurf mangelnden
politischen Engagements in der nationalso-
zialistischen Bewegung durch seine Vorge-
setzten ausgeräumt war (BArch R
3001/79939, PA Weise des Reichjustiz-
ministeriums).
107 Schleswig-Holsteinischer Landtag,
Drucksache 18/4464, wie Anm. 102. 
108 Ebd., S. 161-171. 
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oppositionell /“gemeinschaftsfremd“ 
angepasst/ambivalent
systemtragend/karrieristisch
exponiert/nationalsozialistisch
ns-sozialisiert, Jahrgänge 1918-1928

Personen, die aufgrund mangelnder Quellenbasis keiner dieser
fünf inhaltlichen Teilgruppen zugeordnet werden konnten, wurden
in der Gruppe „nicht zuordenbar/Quellenlage“ erfasst. Die Bezeich-
nung der vier Grundorientierungen durch Begriffspaare soll Raum
lassen für jeweils zwei unterschiedliche Aspekte der jeweiligen
Grundorientierung, das heißt wer systemtragend war, musste nicht
karrieristisch sein und so weiter.109

In einer zweiten Stufe der Ausdifferenzierung haben Danker und
Lehmann-Himmel den vier Grundorientierungen 18 + 4 Typen zu-
geordnet, wobei die gesonderten vier Typen innerhalb der Grundori-
entierungen jeweils die Personen umfassen, die zwar eindeutig der
jeweiligen Grundorientierung, aber nicht einem der angegebenen
achtzehn Typen zuzuordnen sind. Die Autoren schreiben dazu: „Die-
se Typisierung bildet ein pragmatisches, indes heterogenes Konglo-
merat von (dominierenden) Rollen, Erfahrungen, Verhalten und Prä-
gungen. Damit ist das Modell nicht völlig schnittfrei. Die den ein-
zelnen Typen zugrunde liegenden Definitionen stammen aus den
folgenden, sehr unterschiedlichen Bezugssystemen: grundlegende
Verhaltensmuster, Prägungen durch Herkunft, unfreiwillige Ziel-
gruppen nationalsozialistischen Handelns, berufliche Karrieren und
exponierte gesellschaftliche oder politische Rollen.“110

Die Typen bündeln eine Reihe von Merkmalen zu idealtypisch
verstandenen Mustern. Auf der Basis der vorliegenden Quellen wird
jeweils der individuell-biographische Kern dessen identifiziert, was
die Person, ihr Handeln, ihre Biografie und ihre tatsächliche Rolle
im NS-Regime ausmachte, und danach wird die Person einem Typ
zugeordnet. Danker und Lehmann-Himmel räumen dabei ein, dass
in einigen Fällen ihrer Untersuchung mehr als nur eine Möglichkeit
bei der Zuordnung denkbar war. Entscheidend waren die eine Person
überwiegend charakterisierenden Merkmale, aufgrund derer die Be-
urteilenden begründet und reflektiert Entscheidungen getroffen ha-
ben, die ein anderer Beurteilender eventuell anders sieht.112

Wendet man das Raster der Grundorientierungen auf die in den
Jahren 1946 bis 1958 eingestellten Richter an, so ergibt sich folgen-
de Verteilung: 
                                                                Einstellungsjahr
Grundorientierung                         1946/47  1948/49  1953-58 Insg.
oppositionell/gemeinschaftsfremd       5              2             0           7
angepasst/ambivalent                           5              1             0           6
systemtragend/karrieristisch                1              4             4           9
exponiert/nationalsozialistisch             0              1             1           2
NS-sozialisiert                                      0              0             2           2
nicht zuzuordnen                                  0              0             1           1

109 Ebd., S. 165. 
110 Ebd., S. 215. 
111 Ebd., S. 216.
112 Vgl. ebd., S. 217 f.
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Zur ersten Gruppe der Grundorientierung „oppositionel  ge-
meinschaftsfremd“ gehören ein ehemaliger KPD-Angehöriger,
ausgebürgerter Emigrant und KZ-Häftling (Richter113), ein auf-
grund des Gesetzes vom 7. April 1933 zur so genannten Wieder-
herstellung des Berufsbeamtentums entlassener höherer Kom-
munalbeamter (Fuchs), ein bis 1938 führender SPD-Abgeord-
neter im Danziger Volkstag (Moritz114), zwei ehemalige Ge-
werkschaftsfunktionäre (Giebner, Rüffer) sowie zwei Juristen,
die aus politischen Gründen nicht zum Referendariat bezie-
hungsweise zur Richterlaufbahn zugelassen wurden (Behrens,
Gramm115). Zu der Grundorientierung „angepasst/ambivalent“
zählen ein ehemaliger Amtsrichter, der 1940 der Partei beitrat
(Behling), zwei leitende Angestellte (Dunkelmann116 , Loben-
berg), ein Verwaltungsangestellter und Abteilungsleiter beim
Arbeitsamt (Wenners117), ein Rechtsanwalt und Notar (Bork)
und ein Jurist ohne Parteimitgliedschaft, der nach dem Referen-
dariat lange nur Beschäftigungsaufträge als Richter nach §7
Laufbahnverordnung118 erhielt, bevor er 1944 zum Gerichtsas-
sessor ernannt wurde (Speth). 

Die Gruppe der als „systemtragend/karrieristisch“ einge-
schätzten Arbeitsrichter besteht aus einem höheren Verwal-
tungsbeamten, der nach dem Anschluss des Memellandes die
Stelle eines stellvertretenden Regierungspräsidenten und Lei-
ters des Oberversicherungsamtes in Gumbinnen/Ostpreußen in-
nehatte (Friedrich Gelhaar), einem zwecks Habilitation beur-
laubten Gerichtsassessor (Borrmann119) und sieben Richtern an
Amts- beziehungsweise Landgerichten (Berg, Ginzel, Krahl,
Pecher120, Schmidt, Tetzlaff, Weise121). Von den Letztgenannten
waren drei (Berg, Schmidt und Tetzlaff) während des Krieges
als Kriegsrichter tätig. Inwieweit sie in dieser Position an frag-
würdigen Todesurteilen beteiligt waren, konnte im Rahmen die-
ser Untersuchung nicht geklärt werden, da die Strafverfahrensli-
sten und Urteile der Wehrmachtsgerichtsbarkeit, soweit im Bun-
desarchiv Freiburg (BArch RW 60) vorhanden, nur nach den
Namen der Angeklagten erschlossen sind. Wenn den Genannten
die Beteiligung an der Verhängung von unverhältnismäßigen
Todesurteilen nachgewiesen würde, müssten sie nach den Krite-
rien von Danker und Lehmann-Himmel der Grundorientierung
„exponiert/nationalsozialistisch“ zugeordnet werden. Berg war
Oberstabsrichter beim Amt für Vollstreckungs- und Gnadensa-
chen der Luftwaffe, das gebildet worden war, um den Feldge-
richten alle Arbeit abzunehmen, die der Rechtskraft des Urteils
folgt, das heißt die gesamte Strafvollstreckung einschliesslich
der Durchführung und Überwachung der Bewährungsmassnah-
men und schliesslich die Bearbeitung der Gnadengesuche.122 Er
erwog offenbar 1962, einen Antrag auf Versetzung in den Ruhe-
stand gemäß §116 des Deutschen Richtergesetzes von 1961 zu
stellen, der Richtern, die an nationalsozialistischen Gewalturtei-
len beteiligt waren, die Möglichkeit gab, aus dem aktiven

113 Siehe „Ergänzende Anmer   kungen…“. 
114 Siehe „Ergänzende Anmerkungen …“.
115 Zu Gramm siehe „Ergänzende Anmerkun-
gen…“. 
116 Siehe „Ergänzende Anmerkungen …“.
117 Siehe „Ergänzende 
Anmerkungen …“.
118 Reichsgesetzblatt 1935 I, S. 487f.
119 Siehe „Ergänzende Anmerkungen …“.
120 Siehe „Ergänzende Anmerkungen …“. 
121 Siehe „Ergänzende Anmerkungen …“.
122 Der Chef der Luftwaffenrechtspflege, Frei-
herr von Hammerstein, 1945 in einem Bericht für
die Alliierten BArch RL 2-VI/124, S. 21.
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Dienst auszuscheiden, blieb dann aber doch bis zum Ruhestand
1971 im Dienst. Nach seinen Angaben war er nicht an Todesurtei-
len beteiligt123. Zwei Arbeitsrichter wurden als „exponiert/natio-
nalsozialistisch“ eingestuft: Gäde wegen seiner Tätigkeit am Son-
dergericht Brünn, Preuß wegen seines frühen Beitritts zur Hitler-
jugend (1931) und der daraus erfolgten Übernahme in die Partei
1935.124 Roeper und Berger fallen in die Kategorie „NS-soziali-
siert“. Die zunehmende Einstellung von Richtern, die eine „sy-
stemtragend/karrieristische“ oder sogar „nationalsozialistisch/ex-
ponierte“ Grundhaltung hatten, und die Nichtübernahme der ge-
werkschaftlich orientierten Nicht-Juristen wirkten sich dahinge-
hend aus, dass 1958 sieben der amtierenden siebzehn Arbeitsrich-
ter diesen beiden Grundhaltungen zuzuordnen waren, acht Richter
waren ehemalige NSDAP-Mitglieder, nur zwei Richter gehörten
zur Kategorie „oppositionell / gemeinschaftsfremd“, drei zur Ka-
tegorie „angepasst / ambivalent“ Durch die Einstellung weiterer
Assessoren umfasste die Gruppe der ns-sozialisierten Richter
1958 fünf Personen.125

Bis 1948 konnten Vorsitzende nur nach vorheriger Überprü-
fung durch den deutschen Entnazifizierungsausschuss und darauf
basierender Entscheidung der Militärregierung eingestellt werden,
aber auch nach dem Inkrafttreten des Entnazifizierungsgesetzes
vom 10. Februar 1948 war für die Einstellung der Entnazifizie-
rungsbescheid notwendig. Das Ministerium für Wohlfahrt und Ar-
beit war offensichtlich bemüht, belastete Nationalsozialisten von
der Arbeitsgerichtsbarkeit fern zu halten. So wurde 1948 der
Richter am Landesarbeitsgericht Bork dazu gedrängt, seine Ent-
lassung zu beantragen, da er sonst wegen Fragebogenfälschung
entlassen worden wäre: Er hatte verschwiegen, dass er dem SA-
Sturm IV/1 als Oberscharführer und Rechtsberater angehört hatte
und außerdem förderndes Mitglied der SS gewesen war.126

Als nach Gründung der Bundesrepublik die Personalakten des
Reichsjustizministeriums von den Alliierten an die deutschen
Behörden übergeben wurden, hat man 1950 die Angaben der
Richter in den Personalunterlagen und Entnazifizierungsfragebö-
gen mit den Angaben in den Personalakten des Reichsjustizmini-
steriums verglichen und bei Unstimmigkeiten die Betroffenen
aufgefordert, Widersprüche aufzuklären. Das Ministerium gab
sich in den belegten Fällen mit der Erklärung der Betroffenen zu-
frieden.127Aber schon vor dem Regierungswechsel im September
1950, der 1951 zu einem Ende der aufgrund der Entnazifizie-
rungsgesetze bestehenden Beschränkungen führte, hat das Mini-
sterium aus Mangel an unbelasteten geeigneten Bewerbern in Ein-
zelfällen über eine etwaige NS-Belastung von Bewerbern hinweg-
gesehen.128Nach dem Regierungswechsel wurde 1951 die Entna-
zifizierung für beendet erklärt, und in der Folge sollten sogar An-
gaben über die Mitgliedschaft in der NSDAP und den NS-Organi-
sationen und andere belastende Vorgänge aus der NS-Zeit in den
Personalakten entfernt oder geschwärzt werden.129 Zwar ist nicht

123 LASH Abt. 761 Nr. 903, Vermerk IX-12
vom 9.Juli 1962 und Schreiben Gramms
vom 24. August 1962.
124 Siehe zu beiden „Ergänzende Anmer-
kungen …“.
125 Hier wurden die drei 1957 und 1958
neu eingestellten Assessoren Rust, Zitscher
und Harder mit berücksichtigt, vgl. oben
Anm. 59.
126 LASH Abt. 611 Nr. 2117, Vermerk vom
30.Juni 1948. In seinem Entnazifizierungs-
verfahren trug Bork vor, dass er von 1924
bis 1933 mit einem jüdischem Rechtsanwalt
assoziiert war und deshalb auch nach der
Trennung Angriffen und Druck von Seiten der
Nationalsozialisten ausgesetzt war. Er sei
daher, um Druck auszuweichen, in die SA
eingetreten und dort als Rechtsberater tätig
gewesen. Auch habe er trotz Angriffen den
gemeinsamen Bürovorsteher, ein SPD-Mit-
glied, bis 1945 weiter beschäftigt (LASH
Abt. 460 Nr. 2352).
127 PA Gramm LASH Abt. 761 Nr. 1060, PA
Krahl LASH Abt. 761 Nr. 1087 und (Rest-)PA
Borrmann LASH Abt. 761 Nr. 871. 
128 PA Ginzel LASH Abt. 761 Nr. 1054, Bl.
22 und 30, PA Gäde Sozialministerium SH,
HStA Stuttgart EA4/153 Nr. 143. 
129 Gesetz zur Beendigung der Entnazifi-
zierung vom 17. März 1951 (GVOBl. Schl.-
H. B, 1951, S. 85-88). Die in den Runder-
lassen des Innenministers vom 23. Septem-
ber 1952 (Amtsblatt für Schleswig-Holstein
1952, S. 396) und vom 18. Dezember
1952 (Amtsblatt 1953, S. 2) angeordnete
Entfernung und Vernichtung von Entnazifizie-
rungsunterlagen und belastenden Vorgängen
aus der NS-Zeit in den Personalakten erfolg-
te jedoch im Gegensatz zur Darstellung bei
Holger OTTEN, Entnazifizierung und politi-
sche Säuberung in Kiel, in: Arbeitskreis De-
mokratische Geschichte (Hrsg.), Wir sind das
Bauvolk. Kiel 1945 bis 1950, Kiel 1985, S.
29- 315, hier S. 295, in der Praxis nicht
durchgängig, was z. B. 1958 vom Minister-
präsident moniert wurde (LASH 786 Nr.
6029, Schreiben des Justizministers vom
14.6.1958).
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zu erkennen, dass die aus der NS-Zeit erheblich belastete Behörden-
spitze unter Minister Asbach, Ministerialdirektor (= Staatssekretär)
Otto und Abteilungsleiter Timm in ihrer Einstellungspraxis bewusst
ehemalige Nationalsozialisten als Arbeitsrichter bevorzugten,130
aber indem sie die vom ArbGG 1953 vorgesehene Weiterbeschäfti-
gung der gewerkschaftlich und sozialdemokratisch geprägten Nicht-
Juristen Moritz, Giebner und Rüffer sowie des Emigranten Richter
ablehnten, stärkten sie den Anteil ehemaliger Nationalsozialisten an
der Gesamtzahl der Arbeitsrichter. Trotzdem waren Ende 1958 nur
sieben der sechzehn Arbeitsrichter131 in Schleswig-Holstein den
Grundorientierungen „systemtragend/karrieristisch” beziehungs-
weise „exponiert/nationalsozialistisch” zuzuordnen – was wohl auch
auf die Mitwirkung der Gewerkschaften bei der Einstellung der
Richter zurückzuführen sein dürfte, während in der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit im Bezirk des OLG Schleswig noch 1960 der Anteil
der Juristen, die schon vor 1945 im Amt waren, fast 60 Prozent aus-
machte.132

Das Arbeitsgerichtsgesetz des Kontrollrats stellte einerseits den
Zustand von vor 1933 wieder her, enthielt aber auch eine ganze Rei-
he von bewussten Abweichungen vom Arbeitsgerichtsgesetz von
1926, die den besonderen Charakter der Arbeitsgerichtsbarkeit und
ihre Selbständigkeit gegenüber der ordentlichen Gerichtsbarkeit be-
tonten. Diese Eigenständigkeit ist zwar heute noch erhalten, aber
nicht mehr in dem Maße wie in der Nachkriegszeit. Die Zusammen-
setzung der Richterschaft an den Arbeitsgerichten war in der unmit-
telbaren Nachkriegszeit bezüglich der beruflichen Ausbildung und
Erfahrung deutlich heterogener als heute. Sie umfasste ehemalige
Gewerkschaftsfunktionäre, Verwaltungsangestellte und -beamte, lei-
tende Angestellte in der Wirtschaft und Richter aus der ordentlichen
Gerichtsbarkeit. Hinzu kamen später Assessoren, die direkt nach der
zweiten Staatsprüfung die Arbeitsrichterlaufbahn einschlugen. Heu-
te müssen Vorsitzende an Arbeitsgerichten die Befähigung zum
Richteramt im Sinne des Deutschen Richtergesetzes haben, weitere
gesetzliche Vorgaben aus dem ArbGG von 1953 wurden im Laufe
der Zeit gestrichen. Daraus sollte allerdings nicht geschlossen wer-
den, dass bei der Einstellung von Arbeitsrichtern kein Wert mehr auf
arbeitsrechtliche Kenntnisse und Erfahrungen gelegt wird. Bei Stel-
lenausschreibungen wurden in den letzten Jahren in Schleswig-Hol-
stein neben zwei Prädikatsexamina „vertiefte arbeitsrechtliche
Kenntnisse, die das besondere Interesse an einer richterlichen Tätig-
keit in der Arbeitsgerichtsbarkeit belegen“, gefordert. Diese Kennt-
nisse können durch eine Schwerpunktsetzung im Studium oder
durch Berufserfahrung nachgewiesen werden. Im Allgemeinen lag
bei den Bewerbern laut Auskunft des zuständigen Ministeriums eine
einschlägige Berufserfahrung vor.133

Interessant wäre es zu erforschen, inwieweit sich die Urteile der
Nicht-Volljuristen von denen der Volljuristen unterschieden und ob
sie signifikant häufiger durch die höhere Instanz aufgehoben oder
abgeändert wurden. Dies wäre jedoch eher Aufgabe eines Juristen

130 Vgl. dazu die Aussage bei Arne BE-
WERSDORF, Hans-Adolf Asbach – Eine
Nachkriegskarriere. Vom Kreishauptmann
zum Landessozialminister, in: Demokrati-
sche Geschichte 19 (2008), S.71-112,
hier S. 72, dass er maßgeblich Einfluss auf
die Personalbesetzung des Sozialministeri-
ums, der Sozialgerichtsbarkeit und der
Landesversicherungsanstalt nahm, wobei
er zumeist auf ehemalige Nationalsozialis-
ten zurückgriff.
131 Hier wurden die 1957 und 1958 neu
eingestellten Nachwuchskräfte Rust, Zit-
scher und Harder als NS-sozialisiert mitbe-
rücksichtigt, während Behling 1958 ausge-
schieden ist.
132 Vgl. Hubert ROTTLEUTHNER, Karrie-
ren und Kontinuitäten deutscher Justizjuris-
ten vor und nach 1945, Berlin 2010, Abb.
10, S. 68.
133 Auskunft des Ministeriums für Justiz,
Europa, Verbraucherschutz und Gleichstel-
lung des Landes Schleswig-Holstein, Refe-
rat II 33, vom 4. Januar 2019.
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als eines Historikers. Leider ist aber auch die archivalische Überlie-
ferung von Urteilen aus der Nachkriegszeit insgesamt eher dürftig,
so dass man wahrscheinlich nicht zu repräsentativen Ergebnissen
kommen würde.134

Vorsitzende der Arbeitsgerichte, eingestellt 1946-1958
Titel                             Namen           Arbeitsgerichte       Dienstzeit
AGR a. D. Dr.              Behling          Rendsburg              1946-1958
Stadtrat a. D. Dr.          Fuchs             Schleswig               1946-1952
RegDir a. D. Dr.           F. Gelhaar       Lübeck                    1946-1960
                                    Giebner          Elmshorn                1946-1955
AGR                            Gramm           LAG                       1946-1973
Dr.                                Lobenberg      Oldesloe                  1946-1966
Senator a. D.                Moritz            Neumünster, Kiel    1946-1955
Dr.                                Richter           Flensburg                1946-1955
RegOI                          Wenners         Heide                      1946-1957
Ing.                              Dunkelmann  Kiel                       1946-?1947
Rechtsanwalt Dr.         Bork               LAG                       1947-1948
Ass. Dr.                        Borrmann       LAG                       1948-1952
                                    Rüffer             Kiel, Neumünster   1948-1956
Ass.                              Speth              Kiel, Husum           1948-1969
AGR a. D. Dr.              Krahl              Lübeck, Kiel           1948-1957

Abb. 7 „Abgeordneter Moritz fristlos ent-
lassen“, Danziger Volksstimme vom
14.März 1935, S. 1. (LASH Abt. 761
Nr. 13295)  

134 Laut Findbuch zum Bestand LASH
Abt. 722 Arbeitsgerichte liegen nur von
den Arbeitsgerichten Elmshorn, Heide, Hu-
sum, Kiel und Rendsburg Urteile oder Pro-
zessakten aus den Jahren 1946 bis 1955
im LASH vor. 
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Ass. Dipl.-Betr.w. Dr.  Behrens          LAG                       1949-1966
AGR a. D.                    Ginzel            Lübeck, Kiel           1949-1966
AGR a. D.                    Tetzlaff           Flensburg                1949-1973
LGDir a. D.                  Gäde               Kiel, LAG               1949-1952
Ass. Dipl.-Kaufm.       Berger            Kiel                         1953-1982
Ass.                              Roeper           Elmsh., Lüb., LAG 1953-1974
LGDir. a. D. AGR Dr.  Pecher            Kiel, LAG              1953-1956
Ass.                              Preuß              Kiel, Elmshorn       1955-1978
LGR                             H. Gelhaar     NMS                       1955-1957
LGR a. D. Dr.               Weise             Kiel                         1956-1968
LGR a. D RegR           Schmidt          Neumünster            1957-1957
AGR                            Berg               LAG                       1958-1971
Ass.                              Rust                                               1957-1985
Ass. Dr. Dr.                  Zitscher          Rendsburg              1958-1989
Ass. Dr.                        Harder            Husum, RD             1958-1962

Ergänzende Anmerkungen zu einzelnen Richtern insbesondere zur Tätigkeit und
politischen Haltung während des Nationalsozialismus
Dr. Karl Borrmann Der Stellvertreter des Leiters des Landesarbeitsge-

Abb. 8 Auszug betr. Willy Moritz aus „Un-
ter dem Schutz des Völkerbundes! Das na-
tionalsozialistische Terrorsystem in Dan-
zig“ in: Der Deutsche in Polen vom 8. Au-
gust 1937. (LASH Abt. 761 Nr. 13295) 
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richts und ab 1952 erste Präsident des Landesarbeitsgerichts Nieder-
sachsen konnte durch mehrere eidesstattliche Erklärungen auch von
zweifelsfreien Gegnern des Nationalsozialismus den Entnazifizie-
rungsausschuss davon überzeugen, dass er Gegner des Nationalso-
zialismus war und nur zur Tarnung Mitglied in der Hitlerjugend und
in der NSDAP war.135Die Übernahme der national-rechten Sicht-
weise aus dem Münchener Dolchstoßprozess von 1925 in seiner
nach 1945 verschwiegenen Dissertation136 , in der er im Einklang
mit seinem Doktorvater Erich Schwinge Vorschriften der Militärge-
richtsbarkeit, die eine schnelle und harte Bestrafung verhinderten,
für den Umsturz 1918 verantwortlich machte und entsprechende
Änderungen vorschlug, seine Teilnahme 1933 am freiwilligen Werk-
halbjahr im Horst-Wessel-Lager Neckarsulm und seine aktive Tätig-
keit in der Hitlerjugend deuten jedoch eher daraufhin, dass er nach
1933 voll im Sinne des Nationalsozialismus agierte, selbst wenn er
vor 1933 eher der Sozialdemokratie nahe gestanden haben mag.137

Walter Gäde. Walter Gäde (geb. 1899) ist der einzige schleswig-hol-
steinische Arbeitsrichter, der schon vor 1945 eine Planstelle in der
schleswig-holsteinischen Justiz bekleidete. Er war im 1. Weltkrieg
Unteroffizier und gehörte danach bis 1920 einer Zeitfreiwilligen-
Kompanie in Kiel an, die der Marinebrigade von Loewenfeld unter-
stellt war und auf Seiten der Aufständischen am Kapp-Putsch teil-
nahm. Nach seiner Referendarzeit und der Zweiten Staatsprüfung
1925 war er zunächst Gerichtsreferendar, ab 1930 Amtsrichter in
Westerland und ab 1934 Land- und Amtsgerichtsrat in Kiel, wo er ab
1937 auch Beisitzer am Sondergericht Kiel war.138 Im März 1939
wurde er an die Landgerichte Brüx, später Trautenau und Brünn im
Protektorat Böhmen und Mähren abgeordnet und 1942 zum Landge-
richtsdirektor am Landgericht Brünn ernannt.139 In Brünn war er
auch Vorsitzender einer Kammer des Sondergerichts und als solcher
auch an Todesurteilen gegen Tschechen beteiligt. 

1960 erstattete der tschechische Verband antifaschistischer Wi-
derstandskämpfer Anzeige wegen Rechtsbeugung bei verschiedenen
westdeutschen Staatsanwaltschaften gegen ehemalige Richter und
Staatsanwälte im Protektorat Böhmen und Mähren, die an unver-
hältnismäßigen Todesurteilen beteiligt waren. Gegen Gäde wurde
zwar offenbar keine Anzeige erstattet und es ist auch im Bestand der
Kommission für die Verfolgung der Nazi-Kriegsverbrecher im Na-
tionalarchiv Prag keine Akte über Gäde vorhanden140 – vermutlich
weil man nicht wusste, wo er sich nach dem Krieg aufhielt, – aber
aus den Ermittlungsakten wegen Rechtsbeugung verbunden mit Tö-
tungsdelikten gegen den Itzehoer Amtgerichtsrat Plönnies, der wie
Gäde am Sondergericht Brünn tätig war, geht hervor, dass Gäde in
mindestens sechs Fällen als Vorsitzender Richter an Todesurteilen
gegen Tschechen beteiligt war.141Die Ermittlungen gegen Plönnies
wurden damals allerdings eingestellt, weil die vorgelegten Urteils-
begründungen laut Staatsanwaltschaft zeigten, dass sich das Gericht
differenziert mit den angeklagten Taten auseinandergesetzt habe und

135 NLA HA Nds. 171 Hannover
Nr. 7501.
136 Karl BORRMANN, Zur Neugestaltung
des kriegsstrafrechtlichen Verfahrens, Düs-
seldorf 1940.
137 Vgl. auch KIND-KRÜGER, wie Anm.
42, hier S. 183-185. Zu Schwinge siehe
Detlef GARBE, Prof. Dr. Erich Schwinge.
Der ehemalige Kommentator und Vollstre-
cker nationalsozialistischen Kriegsrechts
als Apologet der Wehrmachtjustiz nach
1945, in: Joachim PERELS u. Wolfram
WETTE (Hrsg.), Mit reinem Gewissen.
Wehrmachtrichter in der Bundesrepublik
und ihre Opfer, Berlin 2011, S. 140-155.
138 LASH Abt. 351 Nr. 2971. Eine kurso-
rische Durchsicht weist Gäde in rund 170
Verfahren des schleswig-holsteinischen
Sonderichts zwischen 1937 und 1939 als
Beisitzer aus.
139 BArch ZB II 1559 A.04, PA Gäde des
RJM.
140 Auskunft Dr. Šimánková, Nationalar-
chiv Prag, vom 8.10.2018.
141 LASH Abt. 352.2 Nr. 787.
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die Strafbarkeit im Licht der relevanten Vorschriften geprüft habe.
Es habe nicht nachgewiesen werden können, dass die verhängten
Strafen lediglich der Abschreckung um jeden Preis gedient haben.
Die Kriegswirtschaftsverordnung vom 4.9.1939, die Volksschäd-
lingsverordnung vom 5.9.1939, die Verordnung über außerordentli-
che Rundfunkmaßnahmen vom 1.9.1939 und die Verordnung des
Reichsprotektors betr. Waffenbesitz vom 6.5.1940 wurden dabei
vom ermittelnden Staatsanwalt als gesetzmäßiges Recht aner-
kannt.142Auch Wolfgang Koppel zitiert ein unter Gädes Vorsitz ge-
fälltes Todesurteil.143 Im Gegensatz zu anderen dort namentlich er-
wähnten Richtern und Staatsanwälten gibt Koppel bei Gäde zum
Verbleib nach dem Krieg unbekannt an.144Die Personalakte Gäde
des Reichsjustizministeriums befand sich nach dem Krieg im NS-
Archiv des Ministeriums für Staatssicherheit der DDR.145Dort wird
er in den Bewährungsberichten als „durchaus nationalsozialistisch
eingestellt, politisch durchaus zuverlässig, im Protektorat bewährt”
beurteilt. Godau-Schüttke schreibt über einen anderen Richter des
Sondergerichts Kiel unter Berufung auf den Lübecker Amtsgerichts-
direktor Lobsien, dass nach Möglichkeit nur Richter zum Sonderge-
richt herangezogen wurden, die als besonders zuverlässig galten.146

Im Entnazifizierungsverfahren wurde Gäde 1947 wegen seiner
Mitgliedschaft in der NSDAP ab 1933, seiner Mitgliedschaft in wei-
teren NS-Organisationen und seines Amtes als Blockleiter in Kate-
gorie IV eingereiht. Im Berufungsverfahren unter Vorsitz von von
Lork (Senatspräsident beim OLG Schleswig) konnte er 1948 aber
durch Vorlage von eidesstattlichen Erklärungen u.nter anderem von
böhmische Rechtsanwälten und dem Präsidenten des deutschen
OLG Prag Bürkle erreichen, dass er in Kategorie V eingestuft wurde
und ihm sogar „eine nachweisbar tätige Gegnerschaft gegen den Na-
tionalsozialismus bescheinigt” wurde, weil „zahlreiche Handlungen
von humaner Hilfeleistung für die Böhmen, darunter eine Anzahl
Freisprüche, inbegriffen insbesondere aber zwei Todesstrafen gegen
hohe Nazifunktionäre erwiesen” seien.147

Nach dem Krieg war Gäde von 1946 bis 1949 Leiter der Rechts-
abteilung der Walter-Werke Kiel und von März 1948 bis März 1949
gleichzeitig juristischer Hilfsarbeiter bei Rechtsanwälten. Er wurde
im März 1949 auf Vorschlag von Arbeitgebern und Gewerkschaften
zunächst für sechs Monate befristet zum Vorsitzenden einer Kam-
mer beim Arbeitsgericht Kiel ernannt – seine Tätigkeit am Sonder-
gericht war zwar bekannt, aber Gramm legte aus Mangel an geeig-
neten Bewerbern auf die Einstellung von Gäde Wert. Ab August
1949 war er auf drei Jahre bestellt. Im Januar 1950 wurde er zum
Landesarbeitsgericht abgeordnet und dort im Dezember 1950 zum
Landesarbeitsgerichtsdirektor auf Zeit ernannt.148 Trotz seiner Wie-
derbestellung zum Landesarbeitsgerichtsdirektor trat er aus persön-
lichen Gründen im Dezember 1952 eine Stelle als Landgerichtsrat in
Mannheim an. Zum 1. September 1953 wurde er zum Landesar-
beitsgerichtsdirektor am Landesarbeitsgericht Hamm ernannt.149 Bei
der Errichtung des Bundesarbeitsgerichts gehörte er zu den Kandi-

142 LASH Abt. 352.2 Nr. 787, Einstel-
lungsverfügung S. 4.
143 Ungesühnte Nazijustiz – Hundert Ur-
teile klagen ihre Richter an. Herausgege-
ben von Wolfgang KOPPEL im Auftrag des
Organisationskomitees der Dokumenten-
ausstellung „Ungesühnte Nazijustiz“ in
Karlsruhe, August 1960, S. 21.
144 Ebd., S. 72.
145 Jetzt BArch ZB II 1559 A.04.
146 Vgl. Detlev GODAU-SCHÜTTKE, Justiz-
personalpolitik in Schleswig-Holstein. Eine
Skizze, in: Schleswig-Holsteinischer Land-
tag, Drucksache 18/4464, wie oben Anm.
102, Anhang II, S. 26.
147 LASH Abt. 460.19 Nr. 1843.
148 HStA Stuttgart EA4/153 Nr. 143, PA
Innenministerium SH.
149 HStA Stuttgart EA4/153 Nr. 143, PA
Justizministerium BaWü, LAV NRW R NW
PE 1662.
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daten für ein Amt als Bundesrichter, er erhielt aber bei der Sitzung
des Richterwahlausschusses am 15. Juli 1954 keine Mehrheit.150

Hans-Joachim Gramm. Gramm war zwar Mitglied der Marine-SA und
es lag auch ein Antrag auf Aufnahme in die NSDAP vor – laut
Gramm von der Marine-SA für ihn gestellt –,151 der im Januar 1939
abgelehnt wurde. Er war jedoch vor 1933 Mitglied im Republikani-
schen und Sozialistischen Sudentenbund und galt laut Thomas
Pusch als „lokal bekannter Antifaschist“.152 Ihm wurde 1945 von der
Kriminalpolizei Kiel K5 Sonderdienststelle für ehemalige politische
Gefangene bescheinigt, dass er „auch in den Jahren nach der
Machtübernahme durch die Nationalsozialisten weiter illegal gegen
den Faschismus gearbeitet [hat]. Sein im Mai 1934 erfolgter Eintritt
in die Marine-SA geschah im ausdrücklichen Einvernehmen mit der
antifaschistischen Kampfgruppe, der er angehörte”.153Offenbar we-
gen des abgelehnten Antrags auf Mitgliedschaft in der NSDAP und
Bedenken wegen der politischen Zuverlässigkeit wurde 1939 sein
Antrag auf Übernahme in den richterlichen Anwärterdienst vom
Reichs justizministerium abgelehnt. Ein erneuter Antrag auf Über-
nahme hätte laut Akte nach Klärung der politischen Zuverlässigkeit
durch die Gauleitung erfolgen können. Gramm hat das aber nicht
weiter verfolgt.154

Willy Moritz. Moritz war von 1928 bis 1939 Abgeordneter des Volks-
tages der Freien Stadt Danzig und von 1929 bis 1930 Mitglied des
Senats. Nach 1933 war er bis 1938 ein führendes Mitglied der sozi-
aldemokratischen Opposition und litt unter verschiedenen Verfol-

150 BArch B 141/49187, Bl. 83f.
151 Bemerkungen Gramms vom 12. April
1950 zu seiner Personalakte des Reichs-
justizministeriums, LASH Abt. 761 Nr.
1061. 
152 Wie Anm. 46, S. 419,
153 LASH Abt. 460.19 Nr. 544.
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gungs- und Einschüchterungsmaßnahmen der Nationalsoziali-
sten.155Nach der erzwungenen Gleichschaltung des Danziger
Volkstages 1938 wurde Moritz mit zwei weiteren Sozialdemo-
kraten und sechs Abgeordneten der anderen aufgelösten Frak-
tionen Hospitant der NSDAP-Fraktion. Dazu erklärten die ins
Exil geflohenen Danziger SPD-Abgeordneten Karl Töpfer und
Gertrud Müller, „dass diejenigen unter unseren früheren Freun-
den im Danziger Volkstag, die heute Hospitanten der Fraktion
der NSDAP sind, zur Abgabe ihrer Gleichschaltungserklärung
durch gesetzwidrigen Zwang veranlasst wurden”.156Moritz hat-
te als Bedingung für die Gleichschaltung der SPD-Fraktion und
die Aufnahme der SPD-Abgeordneten als Hospitanten der
NSDAP-Fraktion vom Volkstagspräsidenten Bleyl  (NSDAP)
schriftlich fixierte Zusicherungen zugunsten verfolgter Sozial-
demokraten und ihrer Angehörigen erreicht. Der schon 1936
emigierte SPD-Abgeordnete und spätere Mitgründer der West-
deutschen Allgemeinen Zeitung Brost hielt zwar diesen Handel
für unwürdig und die damit verbundenen Hoffnungen für illu-
sionär, billigte Moritz aber lautere Motive zu und schilderte
auch die schwierige persönliche Situation von Moritz und den
anderen betroffenen Abgeordneten.157Moritz stellte 1940 sogar
einen Antrag auf Mitgliedschaft in der NSDAP, der aber abge-
lehnt wurde.158Wegen seiner Führungsrolle in der Opposition
vor 1938 wird er trotzdem als oppositionell eingeordnet, auch
wenn ihm wegen des NSDAP-Aufnahmeantrags vom Landes-
entschädigungsamt vorgeworfen wurde, dem „Nationalsozia-
lismus Vorschub geleistet” zu haben und sein Wiedergutma-
chungsantrag daher abgelehnt wurde.159Die Klage von Moritz
gegen diesen Bescheid führte 1958 zu einem Vergleich, in dem
Moritz auf eine (eher geringe) Entschädigung nach dem Bun-
desentschädigungsgesetz wegen politischer Verfolgung ver-
zichtete und dafür das Land den Bescheid für rechtsunwirksam
erklärte und die Behauptung, er habe dem Nationalsozialismus
Vorschub geleistet, nicht aufrechterhielt.160

Dr. Otto Pecher. Nach der zweiten Staatsprüfung wurde Pecher
zum Gerichtsassessor beim Landgericht Cottbus ernannt. 1934
erhielt er dort eine Planstelle als Landgerichtsrat. Während des
Krieges war er ab 1939 wiederholt für kurze Zeit, ab 1943 dau-
erhaft bis Kriegsende zur Wehrmacht eingezogen, aus der er als
Leutnant entlassen wurde. Während seiner Zeit bei der Wehr-
macht wurde er im Oktober 1944 zum Landgerichtsdirektor be-
fördert. Von April 1945 bis März 1946 war er in amerikanischer
Gefangenschaft, anschließend war er bis Anfang 1947 als ehe-
mals höherer Beamter interniert. Danach arbeitete er zunächst
als landwirtschaftlicher Arbeiter, dann als juristischer Hilfsar-
beiter in einer Rechtsanwaltskanzlei in Kiel. Nach Abschluss
seines Entnazifizierungsverfahrens1949 wurde er Hilfsrichter,
dann beauftragter Amtsrichter und schließlich Ende 1952

Linke Seite:
Abb. 9 Undatiertes Beiblatt zum Schriftsatz vom
25. August 1956 im Verwaltungsstreitverfahren
wegen Beendigung des Beamtenverhältnisses von
Dr. Kurt Richter (LASH Abt. 761 Nr. 11046) be-
züglich seiner Leipzig-Reise im Juni 1953 und der
daraufhin von der Universität Leipzig ausgestell-
ten Promotionsurkunde. Interessant die hand-
schriftlichen Anmerkungen: „Der Kläger hat also
einer links radikal gerichteten Organisation an-
gehört (VVN).“  „Kinder auf dänischer Schule,
was ein dtsch. Beamter schliesslich auch nicht tun
sollte.“

154 PA Gramm des RJM, LASH Abt. 761 Nr.
1061.
155 Vgl. dazu Marek ANDRZEJEWSKI, Opposition
und Widerstand in Danzig 1933 bis 1939, Bonn
1994, sowie: Unter dem Schutz des Völkerbun-
des! Das nationalsozialistische Terrorsystem in
Danzig, in: Der Deutsche in Polen vom 8.8.1937,
Abb. 9 (Katholische Wochenzeitschrift, Zeitungs-
ausschnitt in LASH Abt. 761 Nr. 13295). Siehe
auch Abb. 8.
156 Einheit durch Terror. Die Naziherrschaft in
Danzig. Wie die Einheitsfront im Volkstag zustan-
de kam, in: Neuer Vorwärts Nr. 263 vom 3. Juli
1938, BArch R 58/3326.
157 Brief Erich Brosts an die SoPaDe vom 31. Ja-
nuar 1938, Archiv der sozialen Demokratie der
Friedrich-Ebert-Stiftung, Sopade Mappe 24, vgl.
auch Brief Brosts an Otto Wels vom 30. Juni
1938. 
158 BArch R 9361-II/724639.
159 LASH Abt. 761 Nr. 13295, Bescheid vom
19. September 1955.
160 LASH Abt. 761 Nr. 13295.
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Amtsgerichtsrat und Beamter auf Lebens zeit.161 Zum 1. April 1953
wechselte er als Landesarbeitsgerichts direktor zum Landesarbeits -
gericht.162 Im Januar 1957 trat er seinen Dienst als Richter am Bun-
desarbeitsgericht an, wo er bis zu seiner Pensionierung im April
1971 blieb.163

Im Entnazifizierungsverfahren wurde er 1947 in Kategorie IV
eingestuft. Er betrieb deshalb trotz der Umstufung nach Kategorie V
gemäß § 12 des Entnazifizierungsgesetzes von 1948 weiter mit Er-
folg das Berufungsverfahren gegen seine Einstufung im ersten Ent-
nazifizierungsbescheid, da die Behörden – so seine Begründung im
Berufungsantrag – zu dem Zeitpunkt nur solche Richter wieder ein-
stellten, die im ersten Verfahren in Kategorie V eingereiht wurden.164
Die Militärregierung hatte dagegen schon im Dezember 1947 den
deutschen Behörden mitgeteilt, dass keine Einwände gegen die Be-
schäftigung Pechers beständen.165

In dem vom Nationalrat der Nationalen Front der DDR 1968 her-
ausgegebenen Braunbuch wird Pecher als Landgerichtsrat am Son-
dergericht Cottbus bezeichnet.166Diese auch von Marc von Miquel
wiederholte Behauptung167 dürfte falsch sein. Es gab kein Sonderge-
richt Cottbus. Vielmehr war für den Bezirk des Landgerichts Cott-
bus bis 1940 das Sondergericht Berlin, danach das neu eingerichtete
Sondergericht in Frankfurt/Oder, das auch Gerichtstage in Cottbus
abhielt, zuständig.168Weder in den über Pecher geführten Persona-
lakten des Kammergerichts169 und des Reichsjustizministeriums170
noch in Urteilssammlungen des Sondergerichts Frankfurt171 lassen
sich Hinweise auf eine Tätigkeit Pechers an einem Sondergericht
finden. Allerdings deutet seine Tätigkeit als Blockleiter, als Gründer
der NS-Kulturgemeinde in Cottbus und als Richter am Kreispartei-
gericht der NSDAP darauf hin, dass es sich bei ihm nicht nur um ein
Karteimitglied handelte.172 Im Dienstleistungszeugnis des NSDAP-
Kreisgerichts Cottbus vom 8.9.1938 heißt es über ihn: „Parteigenos-
se Pecher ist jedoch als nationalsozialistischer Richter bekannt, so
dass die Gewähr geboten ist, dass Pecher auch als Beisitzer im
Kreisgericht als wahrer Nationalsozialist mitarbeiten wird.”173

Eberhard Preuß. Aufgrund verschiedener Indizien ist anzunehmen,
dass Preuß ein überzeugter Nationalsozialist war. Er trat 1931 als
Fünfzehnjähriger in die Hitlerjugend ein und wurde dementspre-
chend 1935 in die NSDAP übernommen. Nach dem Abitur 1936 und
Ableistung von Arbeitsdienst und Wehrdienst begann er 1939 ein Ju-
rastudium, wurde aber im August 1939 zur Wehrmacht eingezogen,
aus der er als Oberfeldwebel entlassen wurde. 1944 wechselte er zur
Waffen-SS und wurde deshalb bis 1947 in Neuengamme interniert.
Nach eigenen Angaben hatte er sich auf einen Aufruf von General-
feldmarschall Keitel hin im September 1944 freiwillig zu einer Ein-
heit der Wehrmacht zur Verteidigung Ostpreußens gemeldet. Da
zum Zeitpunkt seiner Meldung die entsprechende Wehrmachtsein-
heit bereits aufgestellt und daher geschlossen war, sah er sich ge-
zwungen, einer entsprechenden Einheit der Waffen-SS beizutreten.

161 PA Justizministerium SH, BArch PERS
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162 PA des Sozialministeriums S-H, BArch
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165 PA Justizministerium SH, Bl. 15, Ent-
scheidung der German Courts Section Le-
gal Branch vom 2. Dezember 1947, BArch
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Von den Verbrechen der SS habe er nichts gewusst. Die Spruchkam-
mer beim Spruchgericht Bergedorf glaubte ihm im Berufungsver-
fahren und stufte dies als unfreiwillige Abkommandierung ein. In-
teressant ist aber ein Vermerk des Staatsanwalts Dr. Graf Westarp
unter dem Vernehmungsprotokoll vom 2. Juli 1947: „Preuss ver-
suchte durch ungehöriges Benehmen und unsachliche Gegenfragen
abzulenken und machte den Eindruck eines fanatischen SS-Man-
nes.”174 In der Bewerbung für den anwaltlichen Probedienst behaup-
tete er, dass er im Entnazifizierungsverfahren als „nicht betroffen“
eingestuft worden sei, obwohl diese Einstufung vom öffentlichen
Kläger mit Hinweis auf die Internierung in Neuengamme angefoch-
ten und er danach unter Hinweis auf das Spruchgerichtsurteil im Be-
scheid vom 14. März 1949 als entlastet in Kategorie V eingestuft
worden war. Die Tatsache der immerhin über zweijährigen Internie-
rung in Neuengamme wird in den Unterlagen als Kriegsgefangen-
schaft dargestellt. Auch der Kirchenaustritt und die Angabe „gott-
gläubig“ deuten darauf hin, dass es sich um einen überzeugten Na-
tionalsozialisten handelte.175

Dr. Kurt Richter. Richter war vor 1933 Mitglied in der USPD und spä-
ter KPD. 1934 emigrierte er zuerst in die Tschechoslowakei und
dann nach Dänemark, wo er publizistisch tätig war. Nach der Beset-
zung Dänemarks 1940 versuchte er, mit Familie nach Schweden zu
flüchten, wurde aber von dort wieder nach Dänemark abgeschoben.
Im Juli 1940 wurde er von den dänischen Behörden an die Gestapo
überstellt. Ein Verfahren wegen Hochverrats wurde 1941 vom Ober-
reichsanwalt beim Volksgerichtshof eingestellt. Richter wurde in
„Schutzhaft“ genommen und ins KZ Sachsenhausen eingeliefert, wo
er bis zum Ende des Krieges blieb.176

Ab Juli 1945 war er als Abteilungsleiter bei der Stadt Flensburg
für die Betreuung von ehemaligen KZ-Häftlingen und „Displaced
Persons“ zuständig.

Er wurde 1955 wegen unerlaubter Führung des Doktortitels
nicht in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit übernommen. Seine
Dissertation war zwar 1934 von der Universität Leipzig angenom-
men worden und es habe nach Richters Angaben auch eine Prüfung
unter konspirativen Umständen stattgefunden, nach der sein Doktor-
vater ihm zugesichert habe, dass er die Prüfung bestanden habe, aber
da Richter aus politischen Gründen schon untergetaucht war und
zunächst im tschechischen Exil lebte, wurde das Promotionsverfah-
ren nicht offiziell abgeschlossen. Die Universität Leipzig verlieh
Richter den Doktortitel erst im Juli 1953 zur Wiedergutmachung fa-
schistischen Unrechts, so dass Richter den Titel von 1946 bis 1953
formal unberechtigterweise geführt hat. Seiner Klage gegen die Ver-
setzung in den Ruhestand wurde vom Verwaltungsgericht Schleswig
stattgegeben, und auch das Oberverwaltungsgericht Lüneburg be-
stätigte die Entscheidung im Berufungsverfahren. Vor dem Bundes-
verwaltungsgericht setzte sich jedoch 1960 das Land durch und die
Klage wurde abgewiesen.177
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Dr. Werner Weise. Weise war nach seiner zweiten Staatsprüfung Ge-
richtsassessor im Bezirk des OLG Naumburg, wurde Ende 1936
zum Amtsrichter am Amtsgericht Bad Tennstedt und am 1. März
1938 zum Landgerichtsrat am Landgericht Torgau ernannt. Von
April bis Juni 1939 war er zum Deutschen Landgericht Prag abge-
ordnet. Nach dem Krieg wurde er als Richter entlassen und arbeitete
bis 1955 als Bücherrevisor und Buchhalter in Torgau. 1955 flüchtete
er in die Bundesrepublik und wurde 1956 Arbeitsgerichtsrat in Kiel
und 1966 Landesarbeitsgerichtsdirektor. Er wurde 1968 pensioniert.

Weise stand vor 1933 offenbar der DNVP nahe, er hatte sich
1919/20 der Zeitfreiwilligenabteilung Stassfurt angeschlossen und
auf Seiten der Putschisten am Kapp-Putsch teilgenommen.178 In der
Personalakte Weise des Reichsjustizministeriums findet sich ein
Schreiben, nach dem Weise im Februar und März 1942 als Hilfsar-
beiter zur Dienstleistung bei der Reichsanwaltschaft am Volksge-
richtshof abgeordnet wurde.179Da Weise jedoch im Januar 1942 zur
Wehrmacht einberufen wurde, ist anzunehmen, dass die Abordnung
nicht realisiert wurde. In einem Schreiben der Staatsanwaltschaft
beim Landgericht Berlin aus dem Jahr 1981 wegen eines Vorermitt-
lungsverfahrens gegen ehemalige Angehörige des Volksgerichtsho-
fes wird allerdings der 16. Dezember 1941 als Beginn der Abord-
nung genannt.180 Inwieweit dies den Tatsachen entspricht, konnte
mangels überlieferter Quellen nicht überprüft werden. Er wurde des-
halb nicht als exponiert eingestuft. Auch wenn der Stab des Stellver-
treters des Führers 1937 die Ernennung Weises zum Landgerichtsrat
zunächst ablehnte, weil „er sich bisher in keiner Weise in der natio-
nalsozialistischen Bewegung betätigt [hat] und es seinen Dienststel-
len daher nicht möglich sei, sich darüber zu äußern, ob sich Weise
jederzeit rückhaltlos hinter den nationalsozialistischen Staat stellen
wird”, belegen die geplante Abordnung zum VGH, seine Tätigkeit
als Blockwalter des NSV und als Kammervorsitzender am Kreispar-
teigericht Torgau seine systemtragend/karrieristische Grundhal -
tung.181

Bernhard Wenners. Wenners war vor 1933 SPD-Mitglied.182Die
 NSDAP betrieb 1938 seine Ablösung als Bürovorsteher und Perso-
nalsachbearbeiter beim Arbeitsamt Elmshorn und sorgte für seine
Versetzung nach Heide, sie verhinderte auch seine Höhergruppie-
rung und Übernahme als Beamter.183 Seine ambivalente Haltung
zeigt sich in dem Antrag auf Mitgliedschaft in der NSDAP 1938, der
allerdings abgelehnt wurde,184 sowie seinem erfolgreichen Aufstieg
zum Oberzahlmeister d. R. 185
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